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Die Linke und die Nation.

Hattu Nation, muttu entgrenzen
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	Hattu Nation? Muttu entgrenzen!
	

Die Linke und die Nation ist der Schwerpunkt der fnften Ausgabe des prager frhlings. Auerdem beschftigen wir uns unter dem Motto "balkan beats" mit der Linken in Post-Jugoslawien. Mit dabei sind Thomas Seibert, Julia Bonk, Klaus Hpcke, Michel Albert, Christin Lchner, Lothar Bisky, Ringo Bischoff, Katja Kipping, Andreas Fischer-Lescano und die Band Ego-Tronic.




Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

Die Redaktion

Frage an Radio Eriwan: Stimmt es, dass die Linke international ist? Antwort: Im Prinzip ja. Weltweit kämpft sie im eigenen Land ums Überleben. Der Rest stimmt.
Der Sozialismus im eigenen als auch derjenige in einem Land ist Geschichte, schon mangels Sozialismus. Aber im eigenen Land kämpft die Linke heute noch. Und das angesichts globaler Wirtschaftskrise, in der das Kapital international agiert - was als Drohung zu verstehen ist. Während die Rechte durch die Welt im Parforce reitet, trabt die Linke müde hinterher, und das auch erst, wenn der letzte nationale Gaul endgültig verreckt ist. Vergessen ist die Zeit, als die Arbeiterbewegung sich als Weltbewegung proklamierte, als die Linke gegen Kriege und Unterdrückung in Fernost und Mittelamerika Menschen auf die Straße brachte - und damit den linken Pferden die Sporen gab. Heute agitiert die Linke für den Erhalt des nationalen Wohlfahrtskompromisses - ehrenwert, aber intuitiv spürt man: Es ist ein bisschen der verlorene Posten, den der linke Don Quichotte hält. Letztendlich aussichtslos der Kampf um den überlebten nationalen Klassenkompromiss, gefochten mit den unterlegenen Waffen nationaler Ritterlichkeit. Eher mitleidig die geschundene Rosinante fordistischer Regulation, die ihre besten Tage hinter sich hat. Bei aller Liebe zu alten Schlachtrössern: Manchmal ist es wohl Zeit, die Pferde zu wechseln. 
Vom Internationalismus, dem einst stolzen Ross der Linken, ist gegenwärtig nicht viel zu spüren. Diese Ausgabe haben wir deshalb unter dem Schwerpunkt „Linke und Nation“ gestellt. Enthält der Internationalismus eine sympathisch-optimistische Sicht der Weltgeschichte, erzeugt dagegen die nationale Defensivstrategie dämmriges Trübsal eines Begräbnisses. In dieser Ausgabe kritisiert deshalb Andreas Fischer-Lescano exemplarisch die Begräbnisstrategie der deutschen Linken in der EU-Verfassungsdebatte. 
Oder war der linke Internationalismus gar schon immer eine Schimäre, ein lahmer Gaul? Wir haben versucht, die Geschichte der Linken zur Nation nachzuzeichnen und, was schon die historische Sozialdemokratie ihre Liebe zu Deutschland entdecken ließ. Wir streiften weiter: Welche Krämpfe kann die Linke bekommen, wenn sie sich zu Deutschland bekennen soll - und will? Aber wieso verkrampfte auch die anti-nationale, später anti-deutsche Linke dann doch so derart? Was zum Hier und Heute führt: Wie kriegt die Linke die Klappergäule wieder flott, um einen Angriff auf die Welt zu reiten? Wir fanden viele Baustellen. 
Bei einigen BauarbeiterInnen fragten wir nach dem Stand der Arbeiten, etwa beim Honoratiorenclub Europäische Linke, beim Reiseunternehmen Europäischer Gewerkschaftsbund und beim Jubelzirkus Weltsozialforum. Wir fragten, ob „Globale Soziale Rechte“ mehr ist als Zauberkugelfernsehen und wo eigentlich Egotronics liebster Ort in Deutschland ist. In unserer Europa-Rubrik gibt's ein Dossier zur politischen und sozialen Situation in Post-Jugoslawien, also nach dem Zerfall einer ganzen Nation. Aber lest selbst. 
Hier noch einmal Radio Eriwan an die prager-frühling-Redaktion: Nationale Linke -
übertreibt ihr damit nicht ein bisschen? Antwort: Im Prinzip ja. Aber der Rest stimmt.



sag mir, wie hältst du's mit...Deutschland

Personen aus Politik, Wissenschaft und Kultur antworten



Prof. Dr. Uta Ranke-Heinemann, Theologin und Pazifistin


Ich bin enttäuscht, dass nach zwei Weltkriegen der Krieg wieder ein Mittel der Politik geworden ist mit den gleichen schrecklichen Folgen wie immer. Die Kriegsbegeisterung von Herrn Peter Struck und Herrn Minister Franz Josef Jung widert mich an in ihrer ignoranten Einfältigkeit.


Front Deutscher Äpfel


Schnuckeliges Land, bombige Geschichte mit echten Weltsensationen, über die immer noch Filme gedreht werden, eben nicht so langweilig wie die Schweiz. Manierliche Klassenspaltung, nicht so larifari wie Dänemark, aber auch nicht so letal wie Haiti. Angenehm verkrustete politische Verhältnisse, man kann sich drauf verlassen, nach einem Urlaub alles wieder so vorzufinden. In der universalen Konkurrenz schön weit vorne, daher viele Freunde, kaum Feinde – und die paar sucht man sich selber aus und die wohnen alle weit genug weg. Außer vielleicht die holländische Nationalmannschaft. Wir sind echt froh, dass Weltgeist, Karma und Mama uns in diesen Club eingeschleust haben. Nicht auszudenken, man, wäre in ’ner Favela gelandet. Nur ein Ich in uns fällt manchmal in tiefe Traurigkeit, weil es der Menschheit immer noch nicht gelingt, ihren Planeten gemeinsam solidarisch zu bewohnen. Aber daran ist sie bestimmt wieder selber schuld.


Christin Löchner, BAK Shalom


Spätestens seit der Fußball-WM 2006 ist ein Betonen des positiven Verhältnisses zur Nation zur Normalitätseuphorie geworden. Auch in diesem Jahr lassen sich die beliebten Fähnchen wieder auf verschiedenen Feierlichkeiten umher wedeln. Aufgegriffen und widergespiegelt wird solch ein gesellschaftliches Identitätserlebnis auch im kulturellen Bereich, beispielsweise von Musiker_innen, die textlich propagieren, die Vergangenheit endlich hinter sich zu lassen und wieder mehr Stolz zu zeigen. Zusammenhalt in Zeiten der Krise statt weitreichende Kritik an der kapitalistischen Wirtschaftsordnung lautet hierbei die Devise, verpackt als Lösungsansatz. Doch eine Analyse und das letztendliche Hin zu solidarischen Lebensbedingungen kann es u.a. nur im kritischen Kontext mit der Historie geben – insbesondere mit der eigenen. Und so ist es nach wie vor unabdingbar, sich einem Trend entgegenzustellen, der einem im Grunde alten Nationalbewusstsein neuen Raum geben möchte.


Arnold Schölzel, Chefredakteur junge welt


Der Satz „Ich liebe Deutschland so, dass ich gern zwei davon habe“ trifft es – mit der Ergänzung: „Mindestens eines sollte sozialistisch sein.“ Die Welt und die Nachbarn, vor allem die Deutschen selbst leben damit besser. Territorial und sozial wurde Deutschland stets vom immer noch herumspukenden Adel (siehe Guttenbergs „Freiherr statt Sozialismus“) und vom Bürgertum gespalten. Die zogen und ziehen mit Restauration und Krieg gegen jede Revolution ins Feld. Verklebt wird die Spaltung auch 2009 mit nationaler Einheitssoße und reichlich Rassismus. Das Programm eines emanzipierten Deutschland steht in Aufklärung, Klassik und Marxismus. Deswegen soll es keiner kennen. In Deutschland ist Antikommunismus Staatsreligion.


Pink Rabbit, antinationaler Störenfried der NFJ Berlin


Dr. Faust antwortet ja auf Gretens Frage: „Will niemand sein Gefühl und seine Kirche rauben.“ Ich dagegen will genau das. Für mich ist Antinationalismus nicht das Salz, sondern die Möhre in der Suppe. Wer die nationalen Geister ruft, wird weder Rassismus noch Kapitalismus je wieder los. Während die einen dem „deutschen Arbeiter“ einen Standortvorteil verschaffen wollen und Hetzparolen gegen „Fremdarbeiter“ in Umlauf bringen, kommen andere bei hinreichender Aussicht aufs Mitregieren nicht mehr dran vorbei aus Staatsräson in Kategorien nationaler Konkurrenz zu denken und zu handeln. Ich bin da unversöhnlich. Marx‘ Losung: „Die Arbeiter haben kein Vaterland“ klingt zwar heute oft nur noch nach Wunschtraum. Trotzdem halte ich die Nation für keinen positiven Bezugspunkt emanzipatorischer Politik. Da oft gar nicht so offensichtlich ist, wo überall nationaler Kitt angerührt wird, zeige ich im „Gedenkjahr“ 2009 allen, die es wissen wollen, wo überall Nation „gemacht“ wird. Anschauen kann man sich das auf meinen Videoclips unter www.pink-rabbit.org.


Wolfgang Gehrcke, Bundestagsabgeordneter


Denk ich an Deutschland… Auf einem Berliner Markt preist ein türkischer Händler Pfifferlinge an: Sie sind aus Deutschland, nicht aus Polen! Wenigstens kommen sie nicht vom Hindukusch, wo unsere Freiheit liegt. Die hiesige herrschende Klasse hat seit Generationen alle Linken als „vaterlandslose Gesellen“ aus der Nation ausgegrenzt. Manche der Ausgegrenzten wollen selbst nicht mehr dazu gehören, andere verteidigen ihr Deutschland hier und anderswo. Die deutschen Pfifferlinge haben übrigens gut geschmeckt, trotz alledem.



für vaterlandslosigkeit

Thesen der Redaktion zu Nation und Nationalismus

Die Redaktion

1. Der Nationalstaat und seine ideologische Begleitmusik – der Nationalismus – waren und sind ein bürgerliches Projekt: Die bürgerlich-republikanische Linke des 18. und 19. Jahrhunderts kämpfte an der Seite der bürgerlichen Klasse, um soziale und demokratische Fortschritte im Rahmen des Nationalstaates zu erringen; nicht, weil alle „Deutschen“ durch gemeinsames Blut miteinander verbunden sind oder weil alle „Franzosen“ die Demokratie in ganz besonders zivilisierter Weise zu praktizieren wissen. Sie unterstützten diesen Kampf der bürgerlichen Klasse, weil die Herausbildung einer Nation zum damaligen Zeitpunkt einen Fortschritt gegenüber der ständisch-feudalen Ordnung darstellte. Der linken Bewegung ist es dabei gelungen, demokratische und soziale Fortschritte innerhalb des Nationalstaats zu erringen. Er war über Jahrzehnte der politische Bezugsrahmen auch linker Politik. Dort, wo die Linke allerdings nationale Identität dauerhaft über ihr universelles Befreiungsprojekt hat gewähren lassen und selbst „Nation“ wurde, ist sie entweder sozialdemokratische (Deutschland 1914), stalinistisch (Sowjetunion) oder despotisch (nationale Befreiungsbewegungen) geworden.
2. Schon Karl Marx wusste: „Die Arbeiter haben kein Vaterland.“1 Die Grenzen verlaufen nicht zwischen nationaler Zugehörigkeit, sondern zwischen Klassen. Nation und Nationalismus sind kein linkes Projekt. Diese Feststellung entbindet allerdings nicht von der Verantwortung sich konkret mit „nation-building“ oder auch neueren Phänomenen des Staatszerfalls zu beschäftigen. Doch angesichts einer Globalisierung kapitalistischer Produktionsverhältnisse erscheint es zunehmend fraglich, ob der Nationalstaat weiterhin das privilegierte Terrain politischer Auseinandersetzung darstellt. Die Begrenzung auf den Handlungsrahmen Nationalstaat entspricht einfach nicht dem Stand der Produktionsverhältnisse: Der Linken muss es heute darum gehen, individuelle Menschenrechte – formale und soziale – im globalen Maßstab zu erstreiten. Denn: auf die Globalisierung der Wirtschaft muss eine Globalisierung der sozialen Kämpfe folgen. Die Linke sollte sich auf diese Entwicklung positiv beziehen, indem sie diese Prozesse begleitet und nutzt, um internationale Regeln (Arbeitsschutz- oder Umweltschutz, Steuerpolitik, Menschenrechte, etc.) durchzusetzen.
3. Nationalismus ist die Ideologie des Nationalstaats. Er modelliert die Bewohnerinnen und Bewohner eines Territoriums als Schicksalsgemeinschaft und setzt sie in Konkurrenzverhältnisse zu anderen „Nationen“: Die Konstruktion der Nation ist der ideologische Kitt der bürgerlichen Gesellschaft. In ihr werden soziale und kulturelle Gegensätze homogenisiert. Durch Abgrenzung nach Außen wird der innere Zusammenhalt geschaffen, der die widersprüchliche bürgerliche Gesellschaft zusammenhält. Heutzutage ist dabei insbesondere ein völkischer Nationalismus der Rechten von einem Standortnationalismus zu unterscheiden. Der Standortnationalismus ist dadurch geprägt, dass er die Nation zu einer kulturell halbwegs offenen Leistungs- und Wettbewerbsgemeinschaft uminterpretiert, die sich anderen Standorten im Wettbewerb zu stellen hätten. Die Kulisse des ständigen Standortwettbewerbs verstärkt eine Sachzwanglogik, die politische Alternativen scheinbar ausschließt, und entfaltet somit eine demokratiedemontierende Wirkung.
4. Gerade für diejenigen Linken, die sich im politischen System, in Parteien und Parlamenten engagieren, stellt sich die Frage, wie damit umzugehen ist, dass das gesellschaftliche Leben und das politische System das Bekenntnis zur Nation, zur Region, zur Heimat oder zur örtlichen engagierten Bürgerschaft voraussetzen. Die Bevölkerung hat einen starken Bezug auf ihren Lebensort, auf ihre Region bzw. auf die BRD und erwartet, dass die Politik ihre Interessen zur Geltung bringt: Etwa, wenn es darum geht Investoren anzuziehen. Die Linke muss klar Position gegen nationalen Romantizismus, Heimattümelei, Standortchauvinismus und dergleichen beziehen. In diesem Sinne ist sie antinational. Eine Linke, die aber im positiven Sinne „popular“ sein will, braucht einen Ansatz dafür, wie ihre Politik nicht standortchauvinistisch wird. Sie muss alternative Konzepte der Identitätsbildung anbieten, um der Hegemonie nationaler, regionaler oder heimatbezogener Zugehörigkeit etwas entgegenzusetzen.
5. Das Angebot der sozialistischen Weltbewegung ist in dieser Hinsicht weiterhin schlagend: Demnach stellt sich Identität nicht über Blut, Herkunft oder Sprache her, sondern darüber, Teil einer globalen Bewegung für Emanzipation zu sein. Genauso wie die sozialistische Bewegung nicht selten selbst „nationalistisch“ geworden ist, genauso gab und gibt es immer wieder Ansatzpunkte für das Projekt einer globalen Linken: Sei es in den wenigen lichten Momenten innerhalb der sozialistischen und kommunistischen Internationalen, in denen sich die Beteiligten auch als Genossinnen und Genossen (nicht als Deutsche, Russen usw.) auseinandergesetzt haben oder sei es in neueren Projekten wie der Europäischen Linkspartei oder der transnationalen Sozialforumsbewegung. Ein solcher Prozess in Richtung einer europäischen oder perspektivisch globalen Linken setzt allerdings voraus, dass gemeinsame politische Zugänge ermittelt werden und praktische Erfahrungen in einer solchen globalen Linken möglich sind. Das erfordert erstens einen transnationaler Klärungsprozess um die Frage, was heute Emanzipation und linke Politik bedeuten könnten, ohne nationalistische oder regionalistische Folklore oder Verweis auf das Selbstbestimmungsrecht der (welcher eigentlich?) Völker. Und zweitens eine Ausrichtung der politischen, gewerkschaftlichen und kulturellen Massenorganisationen darauf, es ihren Mitgliedern zuermöglichen, praktische Erfahrungen zu sammeln: Intensivierung von Austausch, Seminarangeboten und Kooperationsbeziehungen, die massenhaft zugänglich sind. Der europäische Gewerkschaftsbund und die Europäische Linkspartei müssen sich von langweiligen Honoratiorenclubs zu erlebbaren Angeboten weiterentwickeln.
Anmerkungen
1 Karl Marx, Das Manifest der kommunistischen Partei (1848), in: Friedrich Engels/Friedrich Engels – Werke, Band 4, Berlin/DDR. 459-493.



internationalismus als ungeliebte pflicht

Die Sozialdemokratie vor dem Ersten Weltkrieg

Jörn Wegner

„Aber wenn es gegen den russischen Zarismus als Feind aller Kultur und aller Unterdrückten geht, werde selbst ich als alter Knabe noch die Flinte auf den Buckel nehmen.“ Diese Worte August Bebels vom Essener Parteitag 1907 gingen in die Geschichte als „Flintenrede“ ein. Knapp sieben Jahre später wurde Bebels Rede Realität: Im August 1914 stimmte die SPD-Fraktion der Bewilligung der ersten Kriegsanleihe zu und besiegelte die Burgfriedenspolitik. Die Zeitschrift „Der Simplicissimus“ zeigte daraufhin am 25. August 1914 ein Titelbild, auf dem sich Bismarck und der verstorbene Bebel – mit Flinte auf dem Rücken – im Himmel die Hand geben. Es gab keine Parteien, keine Sozialisten mehr, es gab nun nur noch Deutsche. 
1910 veröffentlichte der zeitweilige Vorsitzende der russischen jüdisch-sozialistischen Arbeiterpartei (SERP) Markus Ratner in Sozialistischen Monatsheften einen Essay, der eine Definition für Nation versucht.1 Er kam zu dem Ergebnis, dass die Nation keine rationale Grundlage habe, lediglich ein sich stetig änderndes Gebilde aus gemeinsamen Erfahrungswerten sei. Auch der Zusammenhang zwischen der Frage nationaler und ökonomischer Emanzipation sei komplexer, als ihn die Sozialdemokratie, insbesondere die Orthodoxie um Karl Kautsky, darstellte. Kautsky selbst sah im Zuge der imperialistischen Entwicklungen der Jahrhundertwende den „nationalen Gedanken“ als „kraftvolles Element des Fortschritts“2, ein Paradigma, das sich in abgewandelter Form bis heute bei linken Positionen zu nationalen Befreiungsbewegungen hält.
 
Kautskys Ansätze zur Nation wurden von zunehmenden Integrationstendenzen der SPD in den deutschen Staat begleitet. Die Unterstützung der Reichsregierung in der zweiten Marokkokrise und damit die Aufgabe der „vaterlandslosen“ Obstruktions-Politik, die sich im Reichstag auf die prinzipielle Ablehnung von Anträgen der bürgerlichen Fraktionen konzentrierte, wurde als positiv rezipiert. Man glaubte, den konservativen Alldeutschen damit ihr stärkstes Argument, die antipatriotischen Vorwürfe, genommen zu haben. Die Arbeiter/-innenschaft hat diese Entwicklungen in der SPD durchaus negativ aufgenommen. Im Gegensatz etwa zum liberalen Großbritannien hatten die deutschen Arbeiter/-innen kein gutes Verhältnis zu Staat und Nation. Ein Grund war die Rolle, in der sie den Nationalstaat wahrnahmen: Nahm er in Großbritannien die Rolle der unparteiischen Instanz ein, die ökonomische Konflikte zu schlichten versuchte, so positionierte sich der Staat in Deutschland politisch. Dass sich mit der Zeit die Schere zwischen der in großen Teilen nach Anerkennung und Anpassung strebenden Parteiführung und der realen Arbeiter/-innenschaft öffnete, ist dabei wenig verwunderlich.
 
1900 zeichnete Wilhelm II. in Bremerhaven demonstrativ Hafenarbeiter aus, die im Gegensatz zu ihren Hamburger Kollegen nicht streikten. Der Hamburger Streik fügte damals den deutschen Expansionsplänen in China Schaden zu, da Schiffe nicht auslaufen konnten. Die Gewerkschaftsführung wies die Vorwürfe, die Hamburger Arbeiter seien „vaterlandslos“, zurück. Vielmehr seien die Hamburger wegen anderer ausgesperrt und wirklich vaterlandslos wären die Unternehmer. Die Arbeiter hätten das Vaterland noch nie im Stich gelassen.3
 
Der August 1914 ist ein Beispiel, das die verschiedenen Einstellungen der Linken zur Nation konzentriert darstellt. Sozialdemokratische Rechtfertigungsliteratur hielt bis in die letzten Jahre die Mär von den nationalistisch-patriotischen Arbeiter/-innen aufrecht, denen sich die noch immer proletarisch-internationalistische SPD beugen musste, wollte sie nicht wie zu den Reichstagswahlen 1907 als „vaterlandslose Gesellen“ bekämpft oder gar verboten werden. Die Realität sah anders aus: Ende Juli, Anfang August gingen unzählige Arbeiterinnen und Arbeiter auf die Straße, um gegen den drohenden Krieg zu protestieren. Unter den Linden, in Berlin, fanden regelrechte musikalische Schlachten statt: das die „Internationale“ anstimmende Proletariat gegen „Heil dir im Siegerkranz“ der chauvinistischen Meute. Das bürgerliche „Augusterlebnis“, die hurrapatriotische Stimmung in den ersten Kriegstagen, blieb unter den Arbeiter/-innen aus. Berichte beschreiben eine gedrückte Stimmung in den Arbeitervierteln, Memoiren erzählen von verzweifelten und wütenden Reaktionen auf die Entscheidung der SPD-Fraktion. Es gab einfach kein Interesse, deutsche „Kultur“ der restlichen Welt gewalttätig zu vermitteln. Die Arbeiter/-innen hatten dafür Gründe, die im chauvinistisch-nationalistischen Bürgertum keine Rolle spielten. Der Ehemann und Vater an der Front bedeutete nicht nur menschliches Leid, sondern durch den Wegfall des Einkommens, materielle Not und ein Zerbrechen der ohnehin geschundenen Familienstrukturen. Und das alles für einen Staat, der ausschließlich in repressiver Form in Erscheinung trat. Zweifelsfrei keine originär internationalistische Position, wohl existierte aber das Wissen darüber, dass es den britischen, französischen oder russischen Arbeiterinnen und Arbeitern ähnlich ging.
 
Hatte die europäische Sozialdemokratie über Jahre den proletarischen Internationalismus mit unzähligen Resolutionen auf den Kongressen der II. Internationale hochleben lassen, so brachen diese Proklamationen mit einem Mal zusammen. Letztlich verfolgte auch die Sozialdemokratie die Leitlinie, die Innenpolitik über alles zu stellen und den Internationalismus nur als ideologisch verordnete Pflicht zu pflegen.
 
Die deutsche Sozialdemokratie befand sich dabei in einem Dilemma. Das Erbe von 1848 musste fortgeführt und von links besetzt werden, da sich der Nationalismus als Ideologie auch für nicht-elitäre Gruppen öffnete. Anklang fand die sozialdemokratische Art, sich positiv auf die Nation zu beziehen, allerdings weniger im Proletariat als im Kleinbürgertum, das seit den ersten Jahren des 20. Jahrhunderts vermehrt in die SPD strömte und deren Politik bis heute schließlich mit teils fatalen Folgen dominiert.
  
Anmerkungen:
 
1 Markus Ratner, Nationalitätsbegriff und nationale Autonomie, in SM Nr. 6/1910, S. 345-354.
 
2 Karl Kautsky, Militarismus und Sozialismus in England, in Neue Zeit, Nr. 19/1900, S. 587-597.
 
3 Correspondenzblatt, Nr. 32, 13. August 1900.
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Jörn Wegner hat in Berlin Geschichte und Musikwissenschaft studiert. In seiner Magisterarbeit setzte er sich mit der Arbeitermusikbewegung auseinander. Aktuell promoviert er an der Uni Potsdam zu Debatten in der britischen und deutschen Arbeiterbewegung zu Krieg und Kolonialismus vor 1914. Er ist aktiv in der LINKEN Berlin und Mitglied bei der Emanzipatorischen Linken, der GEW, und dem SDS.





krampflösendes scrabble

Der Schaarschmidt-Kommentar zum entkrampften Verhältnis zur Nation

Uwe Schaarschmidt

Blendet man einmal alle negativen Dinge aus, lässt sich über Deutschland im Prinzip nur Positives berichten. Hält man es umgekehrt, finden sich genügend Anlässe für ein herzhaftes Bäuerchen. Da dies mit Sicherheit für jedes andere Land der Welt gilt, kann man auch gleich dortbleiben, wo man gerade ist. Kann man – macht man aber nicht, beispielsweise im Urlaub. Da fährt man vorzugsweise dorthin, wo man etwas zu meckern findet, beispielshalber nach Finnland, um sich von Mücken zerstechen zu lassen und Konserven-Rentierfleisch eklig zu finden. Oder nach Griechenland, wo das Essen so furchtbar wie in Bulgarien schmeckt, es so unerträglich heiß wie in der Sahara ist und wo – wegen eines im Januar auf Grund nachgewiesener Bestechlichkeit entlassenen, kinderreichen Fahrkartenkontrolleurs – den ganzen Sommer lang sämtliche Verkehrsunternehmen plus die großen Fahrkartenknipszangenfabriken bestreikt werden. Manche fahren auch in die Mongolei, kommen wieder und sagen: „Ei, da gab’s nüscht zu meckern – aber auch nüscht zu sehen!“
 
Ich selbst verreise eigentlich nur, um für einige Wochen im Jahr den beständigen Ermahnungen zu entgehen, dass „die Linke endlich ein unverkrampftes Verhältnis zur Nation“ entwickeln müsse. Irgendein gelehrter Depp, ein Politiker – meist als „Querdenker“ in seiner Partei übel beleumdet – oder eine senile Reporterlegende findet sich wöchentlich, um mit derartigen, oralen Flatulenzen Löcher in die intellektuelle Ozonschicht am Himmel über Berlin zu brennen. Wo steht eigentlich geschrieben, dass ich ein unverkrampftes Verhältnis zur Nation haben muss? Ist dies Bedingung für den Erwerb einer Bahncard 25 oder von pyrotechnischen Erzeugnissen? Habe ich nicht genug damit zu tun, des Morgens im Bette ein unverkrampftes Verhältnis zu meinen Waden zu entwickeln?
 
Und was ist das überhaupt, ein „unverkrampftes Verhältnis zur Nation“? Wer legt fest, wessen Verhältnis zur Nation verkrampft ist und wessen nicht? Krampfhaft auf die deutschen Dichter, Denker, und Erfinder zu verweisen, krampfhaft den Begriff vom deutschen Vaterland zu bemühen, krampfhaft zu behaupten, dass der Deutschen Freiheit am Hindukusch verteidigt werde, krampfhaft die verblichene Zone dafür zu belächeln, dass sie eine Nationalhymne hatte, die nicht gesungen wurde, aber selbst eine zu haben, von der man nur ein Drittel singen darf – ist das alles unverkrampft?
 
Wie man’s macht, macht man’s verkehrt. Um ein besonders guter Deutscher zu sein, trinke ich zum Beispiel – als krampflösendes Mittel – Bier für drei normal gute Deutsche, esse Bratwurst für vier und wiege nur halb so viel wie ein dicker Russe. Erst mal nachmachen! Aber wer dankt es einem schon? Meine Freundin jedenfalls nicht. Komme ich sternhageldeutsch von der gesellschaftlichen Arbeit nach Hause, sieht sie mich vorwurfsvoll an, selbstverständlich erst am nächsten Tag, damit ich es auch ja nicht vergesse.
 
Na ja – die Nation, das ist schon ein Ding! Irgendwann wird man das Wort gar nicht mehr brauchen, weil alles eins ist. Dann kann man seine Buchstaben nehmen und daraus ein neues Wort basteln. „Onanit“ böte sich trefflich an, um endlich das ordinäre Wort „Wichser“ zu ersetzen und so zu einem unverkrampften Verhältnis zur Selbstbefriedigung zu kommen. Dabei hätte die Linke dann auch endlich mal die Nase vorn.



anschlussfähig für antidemokrat_innen

Warum es keinen &#8222;gesunden&#8220; Patriotismus geben kann

Katja Kipping und Lena Kreck

Während der WM 2006 haben wir es erlebt: Massenhaft warfen sich die Menschen eine Deutschlandfahne über die Schultern, malten das Gesicht schwarz-rot-gold an und betranken sich auf der Fanmeile, um ein „schönes Fußballfest“ zu erleben. Leider hat der inflationäre Gebrauch von Accessoires in Nationalfarben kaum nachgelassen.
Aber warum ist das eigentlich ein Problem? Beim Fußball muss man für ein Team sein. Und Klinsi sowie Jogi Löw in ihren weißen Hemden sind einfach eine Augenweide, denen wünscht man doch Erfolg. Auch sonst ist Deutschland gar nicht so übel. Immerhin haben „wir“ nicht am Irak-Krieg teilgenommen. Landschaftlich haben „wir“ auch einiges zu bieten. Im Übrigen sind alle anderen Nationen noch schlimmer drauf.
Die patriotische Stimmung, samt der Debatte um ein entkrampftes Verhältnis zu Deutschland, kam 2006 in einer Phase gelegen, in der die soziale Misere immer deutlicher wurde. Wer sein Land liebt, seine Fahne mit Stolz trägt und nicht mehr „an früher“ erinnert werden möchte, der bzw. die erträgt die Schikanen auf dem Jobcenter und die wachsende Existenzangst eher mit Fassung. Die macht sich nicht auf nach Berlin, um „ihren“ Reichtag auseinander zu nehmen. Deutscher Patriotismus wirkt befriedend. Zwar trennt das Zweiklassenregime im Bildungs- und Gesundheitssystem zunehmend zwischen oben und unten. Zwar gibt es kaum sozialen Ausgleich. Aber dafür kann man sich gemeinsam „Du bist Deutschland“ fühlen. Wie bequem für die Kräfte, die Sozialabbau betreiben! Der Deutschland-AG-Nationalismus und die Ich-AG sind zwei Seiten derselben Medaille.
Gleichzeitig ist der neue Patriotismus anschlussfähig für Antidemokrat_innen. Studien belegen, die Unterscheidung zwischen (gutem) Patriotismus und (bösem) Nationalismus sind konstruiert: „Menschen mit patriotischen Einstellungen lehnen Nationalismus nicht ab. Vielmehr geht beides oft Hand in Hand." 1 Bildlich gesprochen: Im Freudentaumel über jedes deutsches Tor wird auch der Typ mit der 88 als Rückennummer freudig umarmt. Da übersieht man auch mal, dass 88 unter Neo-Nazis als Code für den achten Buchstaben im Alphabet und 88 für Heil Hitler steht. Das für-Deutschland-Sein eint ausreichend.
Gern wird im Zuge der Deutschlandparty der Schuldkult gegeißelt. Da wird gefragt, warum jüngere Menschen sich schuldig fühlen sollen für Verbrechen, die vor ihrer Geburt begangen wurden. Was für ein alter Trick! Ich bau mir einen Pappkameraden auf und argumentiere dann energisch dagegen. Halten wir einmal fest, es gibt in diesem Land keinen Schuldkult, der eine individuelle Schuld der späteren Generationen behauptet. Beim Gedenken an die Verbrechen des Hitlerfaschismus geht es nicht um Schuld, sondern um Verantwortung. Verantwortung dafür, dass die Erinnerungen an und das Wissen um die Verbrechen der Nazis nicht verloren gehen. Verantwortung dafür, dass die, die in der geistigen Tradition des Naziregimes stehen, zurückgedrängt und ihre Lügen entlarvt werden.
Fazit: Nicht der Freudenschrei bei einem schönen Tor von Poldi ist das Problem. Das Problem ist das „Wir sind wieder wer“-Denken, ein Aufgehen in einer deutschen Identität, die nur funktioniert, wenn sie andere ausschließt und wenn man nicht zu oft von „früher“ spricht. Das ist gefährlich und antidemokratisch!
Anmerkungen:
1 Christopher Cohrs, zitiert nach Nikolaus Westerhoff: Die Mär vom guten Patrioten, Süddeutsche Zeitung vom 14./15. Juli 2007.




gemeinschaft der freien und gleichen

Vorschlag für ein Identitätsangebot von links

Julia Bonk

Das deutsche Staatsbürgerschaftsrecht richtet sich in erster Linie nach der Nationalität der Eltern. Anders in Frankreich und den USA. Dort brachte es die Geschichte der Revolutionen mit sich, dass die Anerkennung einer verfassungsmäßigen Ordnung über den Zugang zum Staatsbürgerstatus entscheidet. Wir können also Abstammungs- bzw. Herkunftsgemeinschaft und politische Gemeinschaft unterscheiden.
  
Auch die Staatssozialist/-innen stellten die Idee vor die Herkunft. Sie wollten die Nation als Land des Sozialismus, also mit der Systemidee begründen. Allerdings fielen auch sie auf vaterländische Parolen zurück. An der Verfassungsgeschichte der DDR lässt sich dieses Wechselspiel zwischen Systemidee und Nationenbezug ablesen. Letztlich musste ihre auf Antipluralität basierende Gesellschaftsdoktrin jedoch fehlgehen.
  
Territoriale Einteilungen sind auch in dem Modell, das ich vorschlagen möchte, notwendig. So soll jede Ebene über die sie betreffenden Fragen entscheiden: Einem demokratischen Gemeinwesen entsprechend auf der niedrigstmöglichen Ebene und dadurch mit der größtmöglichen Beteiligung; im Kern kommt man so wieder Rousseau näher. Eine Kommune soll durchaus über ihre Straßen und Schulstandorte entscheiden. Es ist nur nicht ersichtlich, warum die Zugehörigkeit zur Scholle die Identität bestimmen soll.
  
Ein linkes Identitätsangebot kann sich weder auf zufällige Herkunft noch auf die Anerkennung einer einzigen Idee stützen. Grundlage eines linken Identitätsangebotes müssen sowohl Pluralismus als auch Mitbestimmung sein. Die Vorstellung von der Gesellschaft wäre demnach die eines Möglichkeitsraums, in dem frei nach Luxemburg und Kant die eigene Selbstentfaltung bis an die Grenze des anderen möglich ist. Verhandlung und Willensbildung finden fortwährend statt. Allerdings haben bei dieser Prämissensetzung die individuellen Entwicklungsrechte einen hohen Stellenwert.
  
Menschen wären Teil einer Gemeinschaft, weil sie diese selbst gestalten. Sie wären stolz ihr anzugehören, weil diese ihnen ermöglicht, ihr Leben so zu leben, wie sie es wollen. Dieses Modell ist natürlich anspruchsvoll in seinen Voraussetzungen: Vorstellungen von „normalen“ Lebensweisen müssen aufgehoben werden.
  
Umverteilung, öffentliche Daseinsvorsorge und Bildung für alle sind immanenter Teil dieser Idee, und darum ist sie eine linke. Denn wir wissen, dass „die freie Wahl der Lebensentwürfe“ gegenwärtig harten Grenzen materiellen und kulturellen Kapitals unterliegen. Angesichts des durch Bildung und Wohlstand gestiegenen und durch Marktstrategien weiter gesteigerten Bedürfnisses nach Individualität ist das Gesellschaftsversprechen nach freier Entfaltung aller ein wertvolles, ein attraktives seitens der Linken.
  
Für jede linke Partei folgt daraus, dass sie keine Mittel zur Erlangung von Popularität verwenden darf, die dem inhaltlichen Ziel hinderlich sind: Also keine Anschmiegung an die Nation. Denn das trägt dazu bei, die Nation auf der Agenda zu halten. Sozialistische Politik setzt vielmehr an den Widersprüchen an, die Gruppen bzw. Einzelne ausgrenzen oder unfrei machen. Dazu gehört die Nation, da sie soziale Ungleichheit hinter vaterländischen Farben verwischt, Illegalisierte in Heimen einschließt oder Tausende im Mittelmeer ertrinken lässt. Für Linke kann die Idee der Nation keine Option sein. Für die Vorstellung einer Gesellschaft hingegen, in der „die freie Entwicklung eines jeden Einzelnen die Bedingung für die freie Entfaltung aller ist“, lohnt es sich zu kämpfen.
  
Autoreninfo:
  
Julia Bonk ist Mitglied des Sächsischen Landtages und studiert Neuere Geschichte und Politikwissenschaft in Dresden. Als Mit-Initiatorin der Kampagne „Nein zum Deutschlandhype“ zur Fußball-WM tauschte sie Deutschlandfahnen gegen T-Shirts ein. Mehr als 1000 Fahnen wurden eingesendet.



germany: zero points

Nationale Befindlichkeiten beim Eurovision Song Contest

Christiane Graf

Alle Jahre wieder wird der Eurovision Song Contest ausgetragen. Er ist eines der großen TV-Pflichtereignisse, lassen sich doch nationale Befindlichkeiten und Vorurteile selten auf so amüsante Weise wie hier beobachten. 
Freunden des schwarzen Humors wird es nicht schwer fallen, sich für diese Veranstaltung zu begeistern: Der ESC ist ein Musikwettbewerb mit dem Ziel, in grotesken Kostümen Lieder mit Titeln wie “Boom Bang-a-Bang”, “Ding-A-Dong” oder “Diggi-Loo Diggi-Ley” zu singen (so die Gewinnertitel der Jahre 1969, 1975 und 1984). Es gibt tatsächlich einen Monty-Python-Sketch, in dem Inspector Jean Paul Zatapathique den Europolice Song Contest mit dem Nonsens-Lied “Bing Tiddle Tiddle Bong” gewinnt. Fraglich ist, ob hier noch die Realität parodiert wird oder ob es sich nicht umgekehrt verhält, gemäß der These von Kracauer: „Kein Kitsch kann erfunden werden, den das Leben nicht überträfe.“
Trotzdem herrscht in Deutschland immer noch der Glaube, dass es beim ESC um die Vorherrschaft auf dem Feld der Kultur gehe. Das Erreichen eines der vorderen Plätze wird zum Staatsziel erklärt und die Identifikation mit dem deutschen Wettbewerbsbeitrag zur heiligen Pflicht. Dumm nur, wenn das Lied höchstens mittelmäßig ist, wie auch in diesem Jahr. “Miss Kiss Kiss Bang” hieß der Song, der von einem Duo namens “Alex Swings Oscar Sings” dargeboten wurde, eine irgendwo zwischen Modern Talking, Roger Cicero und Scooter angesiedelte Krawall-Nummer. Die deutschen Medien merkten nach dem Auftritt völlig ironiefrei an, dass der Sänger im Gegensatz zu den No Angels im letzten Jahr immerhin alle Töne getroffen habe und das schlechte Abschneiden (20. Platz) daher nicht an der Gesangsleistung habe liegen können.
Die Bühnenshow, der zweite wichtige Bewertungsfaktor, erstaunte noch mehr als das Lied selbst: Zwei Tänzerinnen turnten vor einer 40er-Jahre-Kulisse um den silberne Leggins tragenden Sänger herum. Der stakkato-artige Tanz der beiden Damen wirkte wie eine Salve aus einem Maschinengewehr, und man konnte sich gut vorstellen, dass sie im Dritten Reich eine große Karriere als Bühnenstars erwartet hätte. Ist das der unverkrampfte Umgang mit der eigenen Geschichte, der allerorts gefordert wird?
Unfreiwillig komisch war denn auch die angesäuerte Stimme des deutschen Moderators, als er ein ums andere Mal “Germany: Nul Points” kommentieren musste. Erklärungen sind natürlich schnell bei der Hand, können so doch alte Feindschaften ganz ungehemmt ausgelebt werden: Die osteuropäischen Staaten bildeten ein Kartell, das sich gegenseitig Punkte zuschöbe. Daher sei es auch kein Wunder, dass Norwegen dieses Jahr gewann, denn der Sänger wurde in Minsk geboren. Auch die baltischen Staaten ebenso wie der skandinavische “Wiking-Block” sähen sich als kulturelle Einheiten und schenkten sich gegenseitig großzügig Punkte. Da ihm seine Nachbarländer eher wenig freundlich gesinnt seien, wäre Deutschland benachteiligt und die regelmäßig erreichten hinteren Plätze auch nicht verwunderlich. Die Behauptung, dass manche Länder sich gegenseitig die Punkte zuschöben, kann mit Hilfe der ESC-Statistik leicht widerlegt werden. Und der Grund dafür, warum keines seiner Nachbarländer Deutschland besonders gut leiden kann, ist mit etwas Kenntnis der Geschichte auch leicht gefunden.
Natürlich ist der ESC ein Spektakel des Oberflächlichen und Künstlichen, doch gerade dies kann den Blick für die absurden Debatten um die angemessene Repräsentation einer Nation schärfen. Im Grunde sind kulturelle Unterschiede der dargebotenen Songs nicht wahrnehmbar, sie bestehen alle aus den gleichen Versatzstücken - das scheinbar Typische wird häufig erst für diesen Anlass erfunden. Die vermeintliche Authentizität entlarvt sich damit als ebenso konstruiert wie die Nation selbst.
   
Die Eurovision Song Contest TOP 5 
 Die Hitliste der trashigsten Songs des ESC. Völlig objektiv, natürlich.
   
1. Verka Serduchka: Dancing Lasha Tumbai
(2. Platz 2007, Ukraine)
Ein als Frau verkleideter Sänger, glitzernde Uniformen und ein
Refrain, den jeder mitsingen kann - die perfekte Umsetzung des
ESC-Prinzips.
   
2. Herreys: Diggy-Loo Diggy-Ley
(1. Platz 1984, Schweden)
Schwedens erste Bougroup: Drei Brüder mit goldenen Schuhen zogen aus,
um mit ihrem Lied die Welt zu erobern.
   
3. Teach-In: Ding-A-Dong
(1. Platz 1975, Niederlande)
Der Klassiker des sinnfreien Gute-Laune-Schlagers: Ganz gleich, wie es
Dir gehen mag, sing dieses Lied und alles wird gut!
 
4. Lulu: Boom bang-a-bang
  
(1. Platz 1969, Großbritannien)
 Direkt aus dem Land, wo rosa Kätzchen auf Bäumen wachsen und der
 Li-La-Launebär Chef des Geheimdienstes ist.
 
5. Sébastian Tellier: Devine
(19. Platz 2008, Frankreich)
Er arbeitet mit Daft Punk und Mr. Oizo zusammen, tourte mit Air und
Röyksopp. Tja, so ist das beim ESC: Alles, wirklich alles ist möglich.
   
And now for Something Completely Different
Monty Pythons Chief Inspector Jean Paul Zatapathique, the singing

forensic expert from the Monaco Murder Squad wins the Europolice Song

Contest.





typisch deutsch ist die abwehr von schuld

Torsun von Egotronic im Interview

Redaktion

prager frühling: Was hast Du am 9. November 1989 gemacht?  
Torsun: Ich war damals 15 Jahre alt, hing allerdings schon mit Autonomen rum. Von daher hab ich nicht gefeiert.
  
pf: Und was wirst du am 9. November 2009 tun?
  
Torsun: Was ich genau tun werde, kann ich natürlich nicht sagen. Fest steht nur, dass ich auch dieses Jahr nicht feiern werde.
  
pf: Wie hat sich Deine Frisur in diesen 20 Jahren verändert?
  
Torsun: Seit einigen Jahren ist meine Haarfarbe natürlich und nicht mehr künstlich verändert. Frisurmäßig hat sich sonst nicht unbedingt viel verändert, da ich immer noch so gut wie nie zum Friseur gehe, sondern wenn möglich sie von Freunden schneiden lasse. Ansonsten sind mit den Jahren die Geheimratsecken etwas größer geworden, was man Dank meinem recht dichten Haarwuchs allerdings kaum sieht.
  
pf: Früher war der Punkrock für den Deutschland-Diss zuständig. Heute heißt die Devise „Raven gegen Deutschland“. Was ist eigentlich mit den Punks los?
  
Torsun: Ich glaube nicht, dass sich Punkrock selbst so sehr verändert hat, er ist mittlerweile einfach alt und mit ihm sind auch viele Punks gealtert! Leute, die immer noch nur diese Musik mögen, sind zumindest musikalisch stock-konservativ, wie es unsere Eltern eben auch waren. Die Kids wollen heute einfach einen anderen, frischeren Sound und dazu ausrasten und tanzen. Trotzdem gibt es natürlich nach wie vor junge Leute, die sich darüber freuen, wenn jemand ihr – wenn auch diffuses – Unbehagen formuliert. Bei mir bot genau das der Punkrock. Heute braucht es ein anderes musikalisches Gewand.
  
pf: Und weil wir gerade bei Deutschland sind: Was ist Deiner Meinung nach typisch deutsch?
  
Torsun: Wenn ich an meine Großeltern denke, ist Abwehr von Schuld mit allen Mitteln typisch deutsch. Keiner hat wirklich was gewusst.
  
pf: Welches ist der schönste Ort in Deutschland?
  
Torsun: Ich stand schon immer total auf Großstädte, weshalb Berlin für mich der schönste Ort Deutschlands ist, wenn auch nicht in allen Teilen.
  
pf: Wie sieht die Zukunft nach Deutschland aus?
  
Torsun: Woher soll ich das wissen? Was ich allerdings weiß, ist, dass es abgeschafft gehört.
  
pf: Ihr spielt bei politischen Veranstaltungen und transportiert in Euren Texten politische Auffassungen. Siehst Du Dich als Künstler oder als Politiker oder beides?
  
Torsun: Nun, in erster Linie mache ich Musik. Politische Texte schreibe ich nur deshalb, weil ich mich dafür interessiere. Über was sollte man sonst schreiben, wenn nicht über seine Interessen? Glücklicherweise bin ich mit Egotronic mittlerweile in der Position, Projekte, die wir unterstützenswert finden, auch unterstützen zu können, da bei unseren Konzerten derzeit einfach immer eine ganze Menge Leute kommen. Bei Soli-Shows zahlt sich das natürlich aus. Das macht mich nichtsdestotrotz noch lange nicht zum Politiker.
  
pf: Kann Spaß auch Politik machen?
  
Torsun: Insofern schon, als dass man auch gut gelaunt, sinnvolle Dinge unterstützen kann.
  
pf: Welches war die letzte Demo, auf der du warst?
  
Torsun: Die Gegendemo zum großen Naziaufmarsch in Dresden in diesem Jahr.
  
pf: Glaubst Du, dass all diejenigen, die Egotronic hören, Deine politische Meinung teilen?
  
Torsun: Garantiert nicht. Neulich spielten wir unsere bisher größte Indoor-Show vor 2000 begeisterten Leuten. Beim Omas Teich Festival waren es fast 6000. Ein vermutlich nur sehr kleiner Teil der Anwesenden dort wird mit mir politisch einer Meinung sein. Des Weiteren erzählte mir zum Beispiel mal jemand, dass der Vorsitzende der Jungen Union seiner Gegend Egotronic-Fan sei. Also für diese Frage ein klares Nein.
  
pf: Manch eine, die sich als links verortet, würde Euch vorwerfen, dass das Lustprinzip auf Kosten anderer regiert. Was sagst Du dazu?
  
Torsun: Selbst wenn strikt das Realitätsprinzip regiert, dürfte das auf Kosten anderer gehen, was meinst Du?
  
pf: In der zweiten Ausgabe des prager frühlings hatten wir ein Interview mit der Band Geffen3. Die hatten gar keine Lust auf kommerziellen Erfolg, weil sie nicht von der Musikindustrie abhängig werden wollen. Ihr hingegen seid schon ziemlich auf dem Weg zur Popkultur. Oder?
  
Torsun: Ach ja, das viel beschworene Nicht-abhängig-sein-Wollen. Hast Du sie gefragt, womit sie ihre Brötchen verdienen? Ich für meinen Teil mache genau die Musik, die ich machen will. Dass es derzeit so gut läuft, dass ich davon leben kann, find ich auf jeden Fall tausendmal geiler als sonst irgendeiner geregelten Arbeit nachzugehen.
  
pf: Geht das überhaupt zusammen: Popkultur und linke Politik?
  
Torsun: Wie gesagt, ich bin kein Politiker. Wenn allerdings junge Leute meine Musik hören und das Gefühl haben, dass da jemand ihr Unbehagen formuliert, ist doch schon einiges gewonnen. Mich hat so damals Punkrock zumindest anpolitisiert.
  
pf: Bisher hat Egotronic im Jahresrhythmus Alben auf den Markt gebracht. Dürfen wir dieses Jahr noch was erwarten?
  
Torsun: Das nächste Album ist für April 2010 geplant, da ich dieses Jahr einfach wahnsinnig viele Shows spiele und deshalb wenig dazu komme, Neues zu machen. So lange werdet Ihr Euch noch gedulden müssen.
  
pf: Der Winter wird hart!
  
Autoreninfo:
  
Torsun ist Mitglied der Elektropunkband Egotronic. Auf seinem Blog torsun.blogsport.de findet ihr einiges an Musik zum Runterladen. Besser ist natürlich Albenkaufen. Alle!





antideutschland liegt nicht auf den bahamas!

Geschichte und Perspektiven der antideutschen Bewegung

Peter Bienwald

Lange Zeit galt es innerhalb der Linken als opportun, ja nahezu identitätsbildend, sich für unterdrückte Völker einzusetzen. Man bekämpfte den Imperialismus, ohne sich der selektiven inneren Repression von äußerlich emanzipatorischen Regimen zu stellen. Aus der Kritik an diesen Ansätzen ging die antideutsche Bewegung hervor. Ziel dieser Bewegung war es, eine linke Position zu entwickeln, die sich der nationalen Überformung bewusst entgegenstellt und sich kritisch mit dem herrschenden System des Landes, in dem man lebt, auseinandersetzt.  
Antideutsche Positionen kommen zu Beginn der 1990er auf und sind direkt verbunden mit dem politischen Anschluss der fünf neuen Bundesländer. Mit dem national gewordenen Aufbruch („Wir sind das Volk“ zu „Wir sind ein Volk“) wurde die Furcht vor einem erstarkenden Deutschland offenbar. Unter dem Motto „Nie wieder Deutschland!“ mobilisierte die radikale Linke im Mai 1990 ca. 20.000 Menschen zu einer Demonstration und bereits im Februar 1990 hatte Jürgen Elsässer in der Zeitschrift „Analyse und Kritik“ den Artikel „Weshalb die Linke anti-deutsch sein muss“ verfasst. (Später sollte er zum größten Gegner der antideutschen Bewegung werden.)
  
Die Kritik der Antideutschen an der Linken war berechtigt. Antisemitische Konstrukte waren und sind in einem bedeutenden Teil der Linken verbreitet und bilden bis heute mehr als einen blinden Fleck in der Analyse der eigenen Bewegung. Die linke Bewegung selbst allerdings schließt aus, dass linke und antisemitische Ideen etwas miteinander zu tun haben könnten.
  
Die Bezüge der Friedensbewegung auf „unterdrückte Völker“ ist 2003 in Berlin Thema, als auf einer Demonstration kundgetan wird, dass zwei unterdrückte Völker unsere Solidarität bräuchten: Das irakische und das palästinensische, welches von einem Vernichtungskrieg (sic!) Israels betroffen sei.1 Genau diese „besondere Solidarität der linken Bewegungen in den Industrieländern mit jenen Bewegungen, die ihre nationale Souveränität verteidigen wollen“2 verlangen heute noch Imperialismustheoretiker/innen, die die Kritik am Nationalstaat nicht teilen. In dieser Vorstellung wird „Nation“ unreflektiert zum positiven Bezugspunkt linker, revolutionärer Politik. Wahrscheinlich liegt das Problem schon darin, dass seit 1920 nicht die inhaltliche Ausrichtung der Linken das Ziel war, sondern die Maximierung ihrer Erfolgschancen und sei es im Pakt mit national-revolutionären Bewegungen.3
  
Antideutsche Positionsbestimmungen
  
Es ist keine geographische Angelegenheit zu definieren, wer antideutsch ist oder nicht, sondern eine inhaltliche. Es ist eine Frage, welches politische Gewicht auf eine israelsolidarische und antinationale Haltung gelegt wird. Insofern ist es fraglich, ob die Autor/innen der Zeitschrift „Bahamas“ diesen Begriff für sich beanspruchen. Justus Wertmüller, zentraler Akteur dieser Zeitschrift, tut dies jedenfalls nur bedingt: So erklärt er in der „Bahamas“ – Ausgabe 57 im Jahr 2009: „Antideutsch war nie mehr als eine Zuschreibung, die wir gern aufgegriffen haben, weil sie in den 90er Jahren noch ein, wenn auch diffuses Spektrum, einigermaßen gekennzeichnet hat.“ Wenn die „Bahamas“ mit der etymologischen Bedeutung des Begriffs „antideutsch“ Schwierigkeiten hat und ihn als zufällige Zuschreibung wahrnimmt, dann sollten wir ihn wieder „links“ besetzen.
  
Für ein Mehr an Reflexion
  
Es ist möglich, sich für Frieden zu engagieren und zugleich die Friedensbewegung zu kritisieren. Es ist möglich, eine kritische Haltung zum Staat und antideutsche Positionen zu vertreten, ohne Israel als Staat anderen Staaten gleichzusetzen und dem Land eine besondere Bedrohung abzusprechen. Die Entwicklung einer progressiven linken Position verlangt ein Aushalten von sich widersprechenden Theorien und Grundsätzen. Diese Ambiguitätstoleranz bedeutet keinesfalls ein Aufweichen von linken Positionen, sondern es bedeutet, dass wir unsere Grundsätze transparenter begründen und in Kontexten diskutieren müssen. Es bedeutet ein „Mehr“ an Reflexion.
  
Für die Diskussion um antideutsche Haltungen heißt das, dass wir keine unserer linken Positionen auf Kosten einer anderen aufgeben. Es bedeutet, dass wir unsere Grundsätze gemeinsam auf den Prüfstand stellen müssen und abwägen, wie viel „Wert“ wir den Grundsätzen in politischen Konstellationen zumessen. Dass es beispielsweise keine umfassende Rückkehr palästinensischer Flüchtlinge geben kann, weil ansonsten der Staat Israel in seiner jetzigen Ausrichtung infrage gestellt wird, ist selbstverständlich – und gleichzeitig schwierig auszuhalten und im Kontext zu thematisieren. Und Diskussionen darum, inwiefern „man Israel kritisieren darf“ – warum wissen eigentlich die deutschen Linken genau, wie der Konflikt im Nahen Osten gelöst gehört? – haben sehr viel mit Deutschen und ihrer Identität, aber wenig mit Israel zu tun.
  
Daher plädiere ich als in Deutschland lebender Linker dafür, dass wir uns zunächst mit den Antisemitismen in Deutschland auseinandersetzen. Ich plädiere dafür, dies ohne die Ideologie des Belliszismus zu tun, die Krieg nicht als letztmöglichen Eingriff, sondern als legitimes Mittel zur Durchsetzung politischer Ziele anerkennt. Die Begründung Israel vor einem neuen Holocaust zu schützen,4 ist politisch extrem vorsichtig einzusetzen. Gebrauchen wir ihn alltäglich, dann relativiert er sich selbst. 
  
Veranstaltet Projekttage in Schulklassen, sichert die Finanzen von interkulturellen Begegnungen oder seid – in welcher Form auch immer – als Verantwortliche gegen Antisemitismus tätig. Viel Erfolg!
  
Anmerkungen:
  
1 Am 21. April 2003, zitiert nach: Rensmann, Lars: „Demokratie und Judenbild“, Wiesbaden 2004, S. 298.
  
2 Gehrcke, Wolfgang; von Freyberg, Jutta; Grünberg, Harri: „Die deutsche Linke, der Zionismus und der Nahost-Konflikt“, Köln 2009, S. 234.
  
3 Lenin: „Leitsätze über die Bedingungen der Aufnahme in die Kommunistische Internationale, Manifeste, Thesen und Resolutionen“, in: Der II. Kongress der Kommunistischen Internationale, Bd. 1, Köln 1984, S. 164
  
4 Pünjer, Sören: „Möchtegern-Antideutsche als deutsche Avantgarde“, Vortrag am 2.10.2003, zitiert nach: www redaktion-bahamas.org.
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unsolidarische exportweltmeister

Fragwürdige Standortsicherung in Zeiten globaler Überproduktion

Siegfried Heim

Wie Gewerkschaftsfolklore aus den 70er Jahren wirkte der Auftritt der Arbeiter/-innen des Eko-Stahlwerks von Eisenhüttenstadt beim DGB-Kapitalismuskongress. Mit Drucklufthupen forderten Kumpels in metallglänzenden Schutzanzügen Solidarität für ihren Standort. Der internationale Stahlkonzern Arcelor-Mittal hatte entschieden, dort die Produktion drastisch herunterzufahren, was 2500 Arbeitsplätze gefährdete. Die Delegation der Beschäftigten bekam die gewünschte Solidaritätserklärung und dazu jede Menge Unterschriften für die Forderung „Stahl muss in Eisenhüttenstadt eine Zukunft haben“. Der Auftritt stand in seltsamem Gegensatz zu den Diskussionen des Kongresses. In diesen suchten Betriebsräte und hauptamtliche Gewerkschaftsfunktionär/-innen mit Wissenschaftler/-innen, Journalist/-innen und internationalen Gästen gewerkschaftliche Antworten auf die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise. Beim DGB-Kapitalismuskongress ging es gerade nicht um den Wunsch von Arbeitnehmer/-innen in Deutschland, ihre Arbeitsplätze durch Erhalt ihres Standorts zu sichern, sondern um die Frage, wie weltweite gewerkschaftliche Aktivitäten ein wirksames Gegengewicht zur politischen Macht global agierender Finanzkonzerne schaffen können. 
Der Auftritt der Eisenhüttenstädter illustriert auch den Kern der Debatte innerhalb der deutschen Gewerkschaftsbewegung. Auf der einen Seite diejenigen, die hoffen, dass Abwrackprämien, Konjunkturpakete und die staatlich moderierte Herauslösung von Opel aus dem GM-Konzern dazu führen, dass die gut organisierten Facharbeits-Kernbereiche exportorientierter Industrien die Krise halbwegs unbeschadet überstehen. Politisch folgen sie Kanzlerin Merkel, die die Parole ausgab, dass Deutschland nach der Krise wieder Exportweltmeister werden müsse. Auf der anderen Seite diejenigen, die nicht glauben wollen, dass angesichts einer weltweiten Überproduktionskrise die Standortsicherung Ziel gewerkschaftlicher Aktivitäten sein sollte. Dahinter steht die Erfahrung, dass Standortsicherung im renditegetriebenen Kapitalismus immer mit Lohnverzicht erkauft wird – und letztlich nur vorübergehend Arbeitsplätze rettet, da die so erreichten Standortvorteile nur jeweils ein Schritt in der Konkurrenzspirale nach unten sind.
 
Es wäre allerdings eine kurzsichtige Zuspitzung, die Pole dieser Debatte zwischen Industrie- und Dienstleistungsgewerkschaften zu verorten. Selbst in der IG BCE gibt es die betriebliche Erfahrung, dass der Aktienpaketekauf durch internationale Investmentfonds den Befriedungskonsens des „rheinischen Kapitalismus“ zerstört und die Zusammenarbeit mit der Gewerkschaft nur noch dort vom Management gepflegt wird, wo es den Renditezielen der „Heuschrecken“ dienlich ist. Umgekehrt sind auch Linke in ver.di nicht davor gefeit, milliardenschwere staatliche Konjunkturpakete für die wichtigste aller Maßnahmen auf dem Weg ins ArbeiterInnenparadies zu halten.
 
Es kommt auf die konkrete Situation an, ob gewerkschaftliche Aktionen positiv oder negativ wirken. Wenn die Unterstützung der IG Metall für die Schaeffler-Gruppe dazu führt, dass Arbeitnehmervertreter/-innen in den Aufsichtsrat einziehen, ist dies ein Mitbestimmungs-Fortschritt. Dagegen wirkt manche Notlagenvereinbarung in der Druckindustrie negativ, weil sie Unternehmern hilft, in einem von Überkapazitäten geprägten Markt über die Preiskonkurrenz Druck auf die Beschäftigten in noch tariftreuen Betrieben auszuüben. Die Gründung des Verbandes europäischer Wanderarbeiter/-innen ist ein Schritt in die richtige Richtung; der anfängliche Erfolg rechtsextremer britischer Parteien bei Arbeitnehmer/-innen in der Frage der Vergabe von Bauaufträgen in England an französische Firmen ein Warnsignal. Standortsicherung birgt die Gefahr, dass sie zu Lasten der Beschäftigten an anderen Standorten organisiert wird – unabhängig davon, ob diese Standortkonkurrenz im nationalen oder im internationalen Rahmen ausgetragen wird. Gewerkschaftliche („Rettungs-“)Aktivitäten, die diesen Aspekt missachten, tragen zur Entsolidarisierung bei.
 
Oberhalb der betrieblichen und tariflichen Auseinandersetzungen stehen die Gewerkschaftsmitglieder vor der Aufgabe, ihre politischen Forderungen anhand solidarischer Leitlinien zu überprüfen und neu auszurichten. Das weltweite Bruttosozialprodukt kann beim heutigen Produktivitätsstand mit 20 Prozent der Menschheit erwirtschaftet werden. So entpuppt sich die Standortdebatte auch als Nord-Süd-Debatte. Eine weltweit solidarische Politik – von der Re-Regulierung der entfesselten Finanzmärkte über Mindestlöhne und Arbeitszeitverkürzung bis zur Sicherung des Rechts auf gewerkschaftliche Selbstorganisation – stellt sich damit auch der Aufgabe einer engeren Vernetzung mit Globalisierungskritiker/-innen und sozialen Bewegungen. Die Auseinandersetzungen innerhalb der Gewerkschaften um Aufrufe zu den globalisierungskritischen Demonstrationen Ende März und die Debatte um Rederechte für Attac-Vertreter/-innen bei Kundgebungen des DGB im Mai zeigen, wie weit der Weg hier noch ist.
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&#8222;hier ist die rose, hier tanze!&#8220;

Radikaldemokratische Rechtspolitik für Europa

Andreas Fischer-Lescano

Die europäische Idee ist diskreditiert. Ein breites gesellschaftliches Bündnis sieht Europa als Hort des Neoliberalismus, des Militarismus, des Bürokratismus. Und in der Tat: Im Namen Europas zieht die Bundeswehr in den Krieg; im Namen Europas baut die Grenzschutzagentur Frontex an einer Festung, in deren Folge tausende Menschen im Mittelmeer ertrinken; im Namen Europas hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) den Anwendungsvorrang eines supranationalen Rechts begründet, dessen Zustandekommen demokratischen Vorstellungen widerspricht und dessen Inhalt Grundsätze des Gerechtigkeitsempfindens verletzt: Der effet utile europäischen Rechts ist längst auch ein effet neoliberal.

Nationale Résistance
Paradoxerweise meint eine breite nationale Koalition nun aber, dass Europa dadurch sozialer, pazifistischer und radikaldemokratischer wird, dass man den europäischen Prozess nicht gestaltet, sondern sich ihm entgegenstellt. Von Peter Gauweilers CSU bis zu Diether Dehms LINKE, vom Max-Planck-Institut eines Fritz Scharpf bis zum ordoliberalen think tank der Freiburger Schule Roman Herzogs und Lüder Gerkens (CeP) reicht die staatsmonopolistische Résistancebewegung. Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts aus dem Juni 2009 hat sich diese unitas oppositorum zu Etappensiegern ausgerufen: Das deutsche Bundesverfassungsgericht habe in seiner Lissabonentscheidung ein nationales Machtwort gesprochen, gekleidet in ein „Ja, aber“ zum Lissabonvertrag. Selbst die europapolitischen Funktionsträger der LINKEN preisen das Urteil als einen nationaldemokratischen Emanzipationsakt an. In einer Presseerklärung aus dem Juli 2009 befinden der Europapolitische Sprecher der Linksfraktion Diether Dehm und der Obmann im EU-Ausschuss Alexander Ulrich: „Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum Vertrag von Lissabon war ein großer politischer Erfolg.“ Langfristig verfolge man, so Dehm und Ulrich, eine Begräbnisstrategie: „Karlsruhe war die Trauerfeier, Dublin wird das Begräbnis“.

Begräbnisstrategie begraben
Wer aber das Lissabon-Urteil als politischen Erfolg eines Staates feiert, der gegen europäische Einmischung sagt „l’état, c’est moi“, stützt seine demokratische Hoffnung im Jahrhundert der postnationalen Konstellation auf die „Primärräume“ (Lissabon-Urteil BVerfG) nationaler Schicksalsgemeinschaftlichkeit. Das Karlsruher Urteil kann aber nicht zu einem Erfolg emanzipatorischer Politik für ein soziales und radikaldemokratisches Europa schön geredet werden. Eine am emanzipatorischen Ideal ausgerichtete europäische Rechtspolitik muss im Gegenteil anerkennen, dass das Gericht an der Gestaltung des sozialen Europas nicht interessiert ist und die Realisierung sozialer und demokratischer Grundsätze in Europa kein Stück wahrscheinlicher gemacht hat. Darum gilt es, die Begräbnisstrategie à la Dehm/Ulrich schnellstmöglich zu begraben. Drei Gründe:

Wider die etatistische Halluzination 
Erstens: Die Begräbnisstrategen leiden an einer etatistischen Halluzination. Die Forderung nach einem Zurück zum Nationalstaat und seinem Opium des Nationalvolkes verkennt, dass beispielsweise in Fragen der Migration generell und der Nachzugsrechte für Drittstaatsangehörige speziell das europäische Recht in vielen Aspekten liberaler ist als das deutsche Recht. Der EuGH hat in einer Reihe von Entscheidungen die Familienrechte gegenüber ausweisungswilligen deutschen Behörden gestärkt. Auch im Bereich der Antidiskriminierung und der transeuropäischen Sozialleistungen für Unionsbürgerinnen und Unionsbürger ist der EuGH zum Leidwesen konservativer Nationaljuristen durchaus progressiv. Das europäische Recht ist nicht nur einfach neoliberales Teufelszeug, sondern wie alles Recht Teil eines dialektischen Prozesses; zugleich Stützpunkt des hegemonialen Blocks und Bastion der Subalternen. Eine emanzipatorische Rechtspolitik in Europa muss die „Kämpfe ums soziale und demokratische Recht“ führen.

Wider die Einschränkung sozialer Rechte
Zweitens: Das Bundesverfassungsgericht ist nicht die Bastion subalterner Gegenhegemonie, zu der es die Begräbnisstrategen aktuell stilisieren. Das Karlsruher Gericht hat in seiner Lissabonentscheidung zwar den formalen Willen zur Macht dokumentiert, zugleich in den Begründungspassagen zur Menschenwürde und den sozialen Rechten aber deutlich gemacht, dass es damit nicht im Sinn hat, die sozialen Rechte der Subalternen zu verteidigen. Durch die Logik der Entscheidung werden im Gegenteil eher diejenigen gestärkt, die transeuropäische Solidaritätsstrukturen für eine Zumutung halten. Sie wollen unter Berufung auf nationale Kulturen und Sonderwege Europa als „Wirtschaftzweckverband“ zementieren, als eine Interessengemeinschaft des technokratischen Managerialismus, die die Horizontalwirkung der Grundrechte (und damit eine juridische Form der Vergesellschaftlichung von Privatakteuren) ablehnt, die es ablehnt, wenn der EuGH im Fall „Mangold“ im europäischen Antidiskriminierungsrecht eine weitgehende Auslegung etabliert, die es ablehnt, dass Migrations- und Familienrechte durch Europarecht gestärkt werden. Setzt sich diese Sicht durch, werden die ökonomischen Gewinner der Europäisierung vor den europarechtlichen Verlusten geschützt.

Wider parlamentarische Scheinlegitimationen
Drittens: Zu meinen, durch einen nationalen Parlamentspatriotismus könnten europäische und globale Governanceverhältnisse pazifisiert werden, ist eine Schimäre. Der Parlamentsvorbehalt hat im Bereich der Wehrverfassung durchaus eine Funktion der Verantwortungszuschreibung, weshalb man auch darauf hinwirken sollte, dass auch das Europäische Parlament in militärische Entscheidungsprozesse eingebunden wird. Aber für die Pazifizierung einer Nation im Kriege ist der Parlamentsvorbehalt eher Teil des Problems denn der Lösung: Es gibt keine sichtbare Eindämmung militärischer Maßnahmen durch die Parlamentarisierung. Der Deutsche Bundestag hat in noch keinem einzigen Fall einem gouvernementalen Entsendungsbegehr seine Zustimmung verweigert. Die humanitäre Intervention in den Kosovo, die militärische Bekämpfung der Piraterie vor dem Horn von Afrika – das deutsche Parlament hat all diese völker- und verfassungsrechtswidrigen Einsätze mit einer Scheinlegitimation versehen. Eine Rechtskontrolle der Einsätze und Beschlüsse fehlt allerorten. Das Bundesverfassungsgericht prüft nur formalistisch, ob ein Bundestagsbeschluss vorliegt. Das Gericht hat sich bislang in keinem Fall angemessen mit den Fragen der Völkerrechtskonformität solcher Einsätze befasst. Gerade hier müsste die formaldemokratische Logik durchbrochen werden. Es gilt, sich dafür zu engagieren, dass der EuGH, der Europäische Menschenrechtsgerichtshof, der Internationale Gerichtshof (IGH) und nationale Gerichte – wie die Gerichte Italiens im Fall der Schadensersatzklagen von Opfern des Nationalsozialismus gegen Deutschland – die nationale Souveränität einschränken und die völkerrechtlichen Individualrechte von Opfern auf Wiedergutmachung und Rechtsschutz gegenüber den „souveränen“ Nationalstaaten stärken. Interdependenzsteigerung durch Internationalisierung und nicht Renationalisierung muss das rechtspolitische Programm sein.

Radikaldemokratie in Europa
Radikal-Demokratie in Europa muss demokratische und rechtliche Verfahren auch jenseits nationaler Parlamente stärken und die Projekte nationaler Elitenherrschaft durch eine Rechtspolitik für Europa ablösen, die den zentralen Nexus von sozialen und demokratischen Rechten betont. Mit Wolfgang Abendroth ist darauf zu bestehen, dass die demokratische und soziale Idee darauf angelegt sein muss, den materiellen Gedanken der Herrschaft des demokratischen Rechts auf die gesamte – und das heißt heute eben auch europäische und globale – „Wirtschafts- und Sozialordnung und auf das kulturelle Leben auszudehnen“. Den europäischen Prozess radikaldemokratisch zu gestalten und Partizipationsformen jenseits der Nationalstaatlichkeit zu stärken, sind keine geringen Herausforderungen. Wenn man den Kampf um demokratische und soziale Rechte in Europa annehmen möchte, verbietet sich jedwede souveränitätsbasierte Begräbnisstrategie. Die nationalen Verfassungsgerichte dürfen nicht zu Bestattungsunternehmern der europäischen Idee umfunktioniert werden, sondern sind als Arenen in einem rechtspolitischen Kampf ums soziale und demokratische Europarecht im Netzwerk transnationaler Gerichte ernst zu nehmen. Ein soziales und radikaldemokratisches Europa realisiert sich nicht durch die Ansammlung nationaler Volksgeister oder nationaler und supranationaler Bürgerschaften, die auf der Exklusion der Nichtbürger_innen gründen, sondern nur durch die Etablierung einer inklusiven Öffentlichkeit, die etatistische Ausschlusslinien überwindet. Die sozialen Voraussetzungen dieser transnationalen Öffentlichkeit zu stärken, ihre Streikrechte, Versammlungsrechte, Demonstrationsrechte, Widerstandsrechte, Partizipationsrechte, Kompensationsrechte, Teilhaberechte, Abwehrrechte etc. durchsetzbar zu gestalten und vor den europäischen Gerichten geltend zu machen, muss das Projekt emanzipatorischer Rechtspolitik für Europa sein.
Fußnoten:
„hier ist die rose, hier tanze!“: Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Band 8, „Der achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte“, Berlin/DDR 1972, S. 118.





offensiv statt defensiv

Für eine transnationale Linke

Kolja Möller

Als sich 1846 die Progressiven Europas zum „Fest der Nationen“ in London trafen, war für den jungen Friedrich Engels die Sachlage klar (1): Die „Proletarier“ würden anfangen unter „dem Banner der kommunistischen Demokratie“ über die Grenzen hinweg „zu fraternisieren“. Sie hätten ein gemeinsames Interesse an der Überwindung ihrer Unterdrückung und seien schon deshalb in ihrem Selbstverständnis „humanitarisch“, „ohne Nationalvorurteile“, ja geradezu „antinational“. Für Engels ist das Proletariat der Hoffnungsträger für eine Globalisierung, in der „kommunistische“ und „kosmopolitische“ Prinzipien untrennbar miteinander verbunden sind. Das Proletariat erscheint hier noch als Träger eines universellen Emanzipationsprojekts, das nicht beim Mindestlohn stehen bleibt, sondern tendenziell auf die weltweite Aufhebung von Unterdrückung gerichtet ist. Deshalb überschreitet es die Grenzen der Territorialstaaten, das regionale Gepräge oder die kulturelle Zugehörigkeit. In der Folge hatte es Engels Gedankengang nicht leicht, aber selbst in den sozialdemokratischen und kommunistischen Internationalen bis hin zur situationistischen Internationalen der Spontis in den 1960er und 1970er Jahren lässt sich seine Spur nach verfolgen. Nur wenn die gesellschaftliche Linke transnational organisiert ist und ihre Identität über ein gemeinsames Emanzipationsprojekt herstellt, wird sie den Ansprüchen einer radikalen Politik gerecht. Es ist die „Internationale“, die das Menschenrecht erkämpft. Wohlgemerkt: nicht die Sozialistische Partei Buxtehude, die sich darauf beschränkt, für die BuxtehuderInnen das Beste rauszuholen und auch nicht der sozialdemokratische ArbeitnehmerInnenflügel, der sich ausschließlich den Interessen der männlichen FacharbeiterInnen annimmt. Unter dem „Menschenrecht“ sollte es die Internationale nicht machen.
 
Kein Sozialismus in Buxtehude
Eigentlich sind heute die Bedingungen für eine transnationale Linke besser denn je. Die Globalisierung kapitalistischer Produktionsverhältnisse schreitet voran. Neue Kommunikationstechniken ermöglichen den Austausch jenseits teurer Briefkorrespondenz. Man könnte sogar noch weiter gehen: Um dem globalisierten Kapitalismus die Stirn zu bieten, ist eine transnationale Politik die einzige Chance das Emanzipationsprojekt der Linken überhaupt noch vermittelbar zu machen: Wie soll denn die Demokratisierung der Wirtschaft „in einem Land“ funktionieren, wenn die Abteilungen der Unternehmen über unterschiedliche Länder verstreut sind? Und wie soll der Kapitalismus wahlweise „gezähmt“ oder „überwunden“ werden, wenn die internationalen Finanzmärkte den Ton angeben? Und dann der Klimawandel: Was bringt der Sozialismus in einem Land, wenn die sozial-ökologischen Fortschritte der sozialistischen Republik Buxtehude in vierzig Jahren per Flutwelle oder Dürre auf den Müllhaufen der Geschichte bugsiert werden?
Trotz guter Ausgangsbedingungen und wachsendem politischen Problemdruck, ist eine transnationale Linke nicht wirklich in Sicht. Im Gegenteil: Es sind transnationale Eliten, die die Institutionen der Weltpolitik prägen. Die Kräfteverhältnisse sind für die Linken ungünstig. Selbst Organisationsformen, die auf eine transnationale Ausrichtung linker Politik zielen, kommen nicht so richtig in Fahrt. Der Europäische Gewerkschaftsbund und die Partei der Europäischen Linken funktionieren eher als Honoratiorenclubs, in denen betagte Herren gerne ausführlich über jeweilige nationale Spezifika referieren statt an einer gemeinsamen Agenda zu arbeiten. Das offene Geheimnis lautet: Europa ist das Spielfeld für langwierige diplomatische Rituale, die der gesellschaftlichen Relevanz linker Politik in keiner Weise entsprechen. Und auch bei den sozialen Bewegungen sieht es nur bedingt besser aus. Der offene Netzwerk-Charakter der Sozialforumsbewegung mag ein Garant für die Integration unterschiedlicher Akteure sein, doch der „open-space“ führt auch dazu, dass informelle Absprachemechanismen zwischen Bewegungs-Prominenten (auch hier: meist betagte Herren) bestimmend sind.
 
Genoss/-innen, nicht Deutsche
Trotzdem: Statt die Aussichtslosigkeit zu beklagen, wäre es doch an der Zeit an einer Flucht nach vorne, in Richtung einer transnationalen Linken zu arbeiten. Denn in gefährlichen Zeiten gilt auch: Lieber einen Tick zu voluntaristisch als zu konservativ. In Gefahr und großer Not bringt der Mittelweg den Tod. Es würde ja weniger um komplett neue politische Organisationen gehen, schließlich gibt es schon transnationale Strukturen der Gewerkschaften, von linken Parteien und sozialen Bewegungen. Sie müssten genutzt und in Richtung einer handlungsfähigen Linken ausgebaut werden. Das erfordert erstens einen programmatischen Klärungsprozess um gemeinsame Forderungen und politische Ansätze im weltgesellschaftlichen Maßstab. Auch die Grenzen, also die Abgrenzung in Richtung sozialdemokratischer Dritter Wege à la Tony Blair, regionalistischer Folklore oder religiös eingefärbtem Fundamentalismus, müssten dann auf die Tagesordnung. Zweitens wäre organisationspolitisch daran zu arbeiten, dass Räume für gemeinsame Diskussionen geschaffen werden, in denen die jeweiligen „nationalen“ Organisationsformen zurückweichen und in denen sich GenossInnen, nicht Deutsche, BrasilianerInnen, AmerikanerInnen usw., beratschlagen. Beispielsweise schließt das ausdrücklich die personalpolitische Frage ein, wer die RepräsentantInnen linker Politik sind: Wie wäre es, wenn der Vorsitz der Europäischen Linkspartei nicht durch Kungelrunden, sondern durch einen europaweiten Mitgliederentscheid besetzt wird? Oder wenn man den transnationalen Eliten zwei SprecherInnen des Weltsozialforums gegenüberstellt, um auch personell den Widerspruch zwischen einer neoliberalen und einer humanen Globalisierung zuzuspitzen? Oder gemeinsame, linke Bildungseinrichtungen, in denen transnationaler Austausch ermöglicht würde? So könnten programmatische und organisationspolitische Eckpunkte in Richtung einer globalen Linken entstehen.
Anmerkungen
1 Friedrich Engels, „Das Fest der Nationen in London“ (1845), in: Karl Marx/Friedrich Engels - Werke, Band 2, S. 610 – 624, Berlin/DDR 1972.




mostly a place where people vent outrage

Interview with Michael Albert about the WSF and &#8220;reimaging society&#8221;

Michael Albert

prager frühling: You have participated in several World Social Forums
(WSF). What hopes and expectations did you have? Have they been fulfilled?



Michael Albert: I hoped the WSF would facilitate activists from around
the world making new contacts and also inspire new people to become involved,
including sharing information to learn lessons from others. All that has been
accomplished.


I also hoped the WSF would shift the focus of activist attention away
from merely identifying what is wrong in societies toward emphasizing what we
want and how we achieve it. Here, success has been limited. Despite bringing
together hundreds of thousands of people and using very large investments of
energy, time, finances, etc. there don¹t seem to be many new campaigns, shared
projects, and internationally or even regionally shared vision and strategy,
much less organization.




pf: Is the WSF just a happening where people repeat to each other that
capitalism sucks?




Albert: Yes, I think it is mostly a place where people vent outrage, or
display great knowledge of the intricacies of injustice, and that is a serious
problem. 


The WSF started with a tremendous surge ­ but has it gotten steadily
more inspiring, more informative, more innovative, and larger after the first
three years or so? There is a quote I like, from Bob Dylan, ³if you are not
busy being born, you are busy dying.² Referring to people, it is poetic. Referring
to political movements, it is fact.


After nearly a decade of WSF participation, rather than redundantly
clarifying the sixth decimal point accuracy of our understanding of ³why
capitalism sucks,² by now we ought to have attained considerable unity about broad
vision and strategy in turn informing our activist and organizational choices. 




pf: Does the WSF need stronger agreement about concrete common demands?




Albert: I don't know that the WSF could itself become the means, any
longer, for seeking to actually implement demands, but it could certainly
contribute greatly to other projects emerging with that aim forefront. Thus the
WSF could productively continue as a venue rather than as an entity with actual
program and agenda, but a venue for what, with what features?


How about it being a venue for discussing, sharing, and recruiting for
projects, movements, and agendas, particularly about vision and strategy?


Instead of sessions where people redundantly show that ³capitalism
sucks,² why not have most sessions develop shared vision for culture, politics,
economy, kinship, ecology, and so on - including discussing commitments that
could sustain organizations and engender mass participation?


And then what features might it have? Every left effort should always grow
but since there are only so many people we can involve in a single big
gathering, this means having more events, more dispersed ­ and perhaps the
international gathering being representative.




pf: You started a very interesting project "Re-imaging society".
Could you please introduce this project to our readers? Could you give us a
first impression which projects, demands and ideas are being advocated?


Albert: The project is to share ideas about vision and strategy. Roughly
300 activists/writers from around the world were invited to participate, and
then they invited another 200. Altogether about 350 from 45 countries are now
involved. Participants post visionary/strategic essays and use commenting
facilities to discuss them, expand on them, all at: http://www.zcommunications.org/zparecon/reimaginingsociety.htm. There are already 125 essays.


Soon we are going to extract from the essays concrete proposals for
visionary aims or strategic methods that authors think should be part of the
definition of movement groups and organization. Then we will have all
participants, and also all site users, take a poll indicating their attitudes
regarding these claims. The broad strands of allegiance I have seen might be
summarized as Solidarity Economy folks, Peer to Peer folks, 21st Century
Socialists, feminists, anti racists, some social democrats and older style
socialists, and advocates of participatory economics and participatory society.


At a maximum, perhaps the project will allow hundreds of prominent
movement participants from around the world to get together and pursue more
lasting programmatic ties. We will see.




pf: Are you planning to integrate the results of the project into the
WSF-Process?




Albert: That would be excellent, in tune with our earlier. And there is
a sense in which I admit to thinking that Reimagining Society ought to be at
the core of WSF. However, some years back I tried putting together a venue
within the WSF venue, to address vision and strategy. It was called Life After
Capitalism. After a major show of support and congeniality by WSF organizers in
Brazil and from Europe convinced us to do this, at the last minute the support
was withdrawn and the venue within the venue was made essentially invisible.
This was a shame, I thought, and certainly not an experience I would want to
repeat or ask others to endure.


But yes, we could pretty easily produce a large coherent array of
sessions under the Reimagining Society rubric, so to speak, for the WSF. But it
would only make sense to do that if those who allot rooms, space, visible
promotion, etc. very much wanted it and were going to make it work really well.





pf: You advocate participatory economy. Could you explain this conception?
Is it part of the re-imaging society process?




Albert: Participatory Economics, or parecon, is the economic model I
advocate to replace not only capitalism but also what was called 20th century
socialism.I believe it is an economic system that embodies the aspirations of
those who seek classlessness, those who want 21st century socialism, those who
want self-management, etc.


Yes, Parecon is one of the visions put forward and advocated by many
people in the Reimagining Society project. Indeed, I hope it will turn out to
appeal to nearly all participants, but we will see.


Parecon has just a few key institutional features including workers and
consumers self managed councils, equitable remuneration for duration,
intensity, and onerousness of socially valuable work, what we call balanced job
complexes which is a way of organizing work that avoids class divisions based
on position in the division of labor, and participatory planning for allocation
instead of either markets or central planning.


Of course each aspect needs further explanation for the description to
be compelling, but the main idea is that parecon is a minimal set of economic
institutions necessary to convey to producers and consumers a setting of self
management, solidarity, diversity, and equity, without class division, in which
they can decide their own lives and actions.




pf: The external perception of previous WSF often was strongly
concentrated on a few left Presidents or famous scientists, having achieved a
proper pop star status. The new uncrowned king is Chavez. Could this be a
problem for future WSF?




Albert: I think this was never and is not now a very important matter.
It is what lots of people seem to focus on, but I honestly don¹t know why. If
there are 100,000 people at a gathering, why does it matter that some are
better known than others, that some speak more prominently, and others less so,
and so on? The problem isn¹t these ³stars,² it is the decisions that cause the
event to repeat basically the same substance year after year without moving forward. I was at the
WSF in Caracas and at Chavez¹s only large address at it. Far from his presence
being a debit, the WSF would have done very well to listen more closely to what
he had to say, and to act on it.


Chavez argued, with many of the key figures of the WSF process sitting
on the stage right behind him, that if the massive outlays of time and effort
did not yield substantive gains in movement activity, organization, and ties,
then the WSF lost its justification. I think he was right. But the only way for
the WSF to spur lasting results is for the discussion to move away from
enumerating problems to enunciating aims and methods.


There is another side to this, as well. Someone gives a session, even on
vision or strategy, and it is very good. Now what? Sadly, these sessions tend
to happen without follow up. People don¹t take one another seriously enough to
engage, debate, and explore. If panels and speeches or essays are to have merit
there needs to be sustained debate and discussion ­ not people talking to be
seen and to show off their erudition, but people taking one another¹s words
very seriously, back and forth, not for a few minutes, but over an extended
period.




pf: There is of course a group of people who prepares the forum, who
determines the time and the place of the different speeches and who
communicates with the media. However, this preparing group (indirectly seen as
representatives) never had been legitimated by a democratic process and its
members are often people who can easier effort their regular participation. How
do you judge the situation?




Albert: I was appointed to the WSF ³steering committee² some years ago.
I went to two meetings, and then resigned from it. The reason I resigned was
because I saw no justification for myself being on it and, even if I did
belong, while on it, I had very little idea who was making decisions. How many
people at a WSF event even know how decisions are made, much less have some
degree of involvement? On the other hand, the forum is not a political party,
so its lack of participatory democracy is not nearly as bad as it would be in
those cases.


If it is just a place for talk overwhelmingly about what is wrong. I
honestly don¹t think the structure matters much because with that agenda it has
contributed what it can, I suspect. If the WSF becomes is a place for talk and
sharing information overwhelmingly about vision and strategy ­ prodding
activity - then I think it can contribute much more, and in that case, the
mandate should become clear and be abided, and the governing body should at a
minimum be representative and transparent, I would think, of sub WSFs, that is
national ones, local ones, etc. But there are probably many possible approaches
that would work well.




pf: What exactly do you wish and hope to be realized during the next
WSF?




Albert: I would like to see the WSF become a vehicle for attaining
shared vision and strategy. Maybe it would even welcome us to do a Reimagining
Society component of the event ­not just another set of some panels but a
component aimed to shift the balance of discussion and exchange from critique
to vision and strategy. But if there is some better way to achieve that end,
great, that would be fine too!




 [Englische Originalfassung des Beitrags im Magazin prager frühling Nr. 05]
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Beispiele transnationaler Solidarität



Redaktion

Gewerkschaftliche Aktionen bewegen sich überwiegend auf einzelbetrieblicher oder Konzernebene. Schließlich befinden sich hier die Adressat/-innen des Protests, und hier kann Druck entfaltet werden. Doch mit der Internationalisierung der Wirtschaftsbeziehungen wird deutlich, dass Kämpfe nur auf überbetrieblicher, transnationaler Ebene erfolgreich sein können.
  
Streik der Hafenarbeiter
 
Eine Aktion zehntausender Hafenarbeiter/-innen im November 2003 in 14 Ländern, mit der sie Häfen blockierten, ist nur das bekannteste Beispiel. 4.000 Hafenarbeiter/-innen und Lotsen in deutschen Häfen beteiligten sich an diesem internationalen Aktionstag. Dieses entschlossene „Nein!“ der Kolleg/-innen bewirkte die Ablehnung der „Port Package“-Richtlinie der EU-Kommission im EU-Parlament. Mit dieser Richtlinie sollten Tariflöhne beim Löschen von Ladungen als Wettbewerbsverzerrung für unzulässig erklärt werden sollten.
  
Netzwerk in der Automobilbranche
 
Seit den 1980er Jahren existiert das „Auto Netzwerk“ bei TIE (transnational information exchange). Es organisiert Beschäftigte aus der Autoindustrie, und zwar sowohl von Zulieferern wie von Autofirmen. Das Netzwerk informiert und mobilisiert Autobauer/-innen von VW, Ford, Daimler, Chrysler und GM, die in ihren Gewerkschaftsorganisationen aktiv sind. Das Netzwerk unterhält hierzu auch Kontakte zu Gewerkschaften in Spanien, Belgien und Frankreich, die bereits im Austausch gemeinsamer Tarifstrategien und in gemeinsamen Aktionen gemündet sind.
  
Netzwerk zur Gesundheit
 
Aus Brasilien stammt die Idee eines Netzwerks, das sich mit den Auswirkungen der Arbeitswelt auf die Gesundheit von Beschäftigten beschäftigt. Nicht nur schwere körperliche Arbeit, auch das Arbeitszeitquantum oder andere Arbeitsbedingungen gefährden die Gesundheit vieler Arbeiter/-innen. Heute besteht das Netzwerk auch in Mosambique, Mexiko und Deutschland. Mittels Ausstellungen, Workshops und Aktivitäten vor Ort thematisiert das Netzwerk die Arbeitsbedingungen etwa von Frauen in der Landwirtschaft, bei brasilianischen Metallarbeiter/-innen oder im öffentlichen Dienst in Deutschland. Hierdurch versuchen die Aktiven mittels Aufklärungsarbeit, aber auch mit Hilfe politischen Drucks oder Schulung von Betriebsräten, Arbeits- und Gesundheitsschutz sowie antipatriarchale Mindeststandards in die gesetzlichen oder tariflichen Regelungen einzubauen.



standortdebatten gibt es immer wieder

Test the Left II: Wie international ist der Europäische Gewerkschaftsbund?



prager frühling: Es gibt europäische Gewerkschaftsverbände, die sich nach Branchen organisieren. Wofür braucht es den Europäischen Gewerkschaftsbund (EGB) dann eigentlich?
  
Ringo Bischoff: Der EGB fasst nationale Gewerkschaftsverbände aus 36 Ländern und 12 europäische Branchenverbände zusammen. Die Bündelung der Einzelinteressen zu grundlegenden Richtungen und Aktivitäten ist die wichtigste, wenn auch sehr abstrakte Aufgabe. Und dass das nicht einfach ist, ergibt sich schon aus den völlig unterschiedlichen Ausgangsbedingungen der Mitgliedsverbände. Die Richtung mag dieselbe sein, aber das bedeutet noch lange nicht, dass die Vereinbarung auf eine Geschwindigkeit einfach ist.
 
Der EGB ist direkt an den europäischen Gesetzgebungsverfahren beteiligt. Er kann mit den europäischen Arbeitgeberverbänden Vereinbarungen abschließen. Auf Beschluss des EU-Rates und des Europäischen Parlaments können diese Rechtsstatus erlangen. Die Richtlinien zur Teilzeitarbeit oder zum Elternurlaub sind Beispiele für die Arbeit des EGB.
  
pf: Bei aller Europäisierung: Interessieren sich die nationalen Gewerkschaften, wenn es wie bei Airbus hart auf hart kommt, nicht am Ende doch wieder nur für „ihre“ Leute?
  
Bischoff: Standortdebatten gibt es leider immer wieder. Oft geprägt von der Angst vor dem Unbekannten und geprägt von Vorurteilen. Ich kann mich daran erinnern, dass nach der Vorstellung der Aktivitäten unseres Arbeitskreises Antirassismus auf einer Betriebsrätekonferenz ein Kollege aufstand und unsere Aktivitäten würdigte. Gleichzeitig sagte er, dass es bei ihm im Betrieb keinen Rassismus gebe. Aber dass die Polen rüber kommen und für weniger Geld arbeiten und somit ihm und seinen Leuten die Arbeit wegnehmen, das sei ein reales Problem.
 
Gleichzeitig gibt es auch immer wieder verschiedene Beispiele für transnationale Absprachen, koordiniertes Vorgehen und gegenseitige Unterstützungen. Als zum Beispiel vor zwei Jahren die Telekom streikte, gab es viele Solidaritätsaktionen in anderen Ländern. Und ich meine damit tatsächlich Streiks und ähnliches – auch wenn Solischreiben immer gern gesehen sind. Unterm Strich: Alle Gewerkschaften haben in den letzte Jahren dazugelernt und die internationale Vernetzung, Abstimmung und gegenseitige Unterstützung deutlich ausgebaut.
  
pf: Der EGB rühmt sich, Mitte bis Ende der 90er Jahre Rahmenvereinbarungen ausgehandelt zu haben, die in Richtlinien und schließlich in nationales Recht umgesetzt wurden. War's das jetzt oder können die Beschäftigten hoffen, dass der EGB für uns noch richtig was reißt?
  
Bischoff: Hoffen ist nie verkehrt. Konkretes Handeln ist aber immer besser. Die Arbeit der Kolleginnen und Kollegen des EGB ist keine einfache. Sie bewegen sich in Diskussionen, die oft weit weg scheinen von der erlebten Realität Einzelner. Gleichzeitig soll aber die Arbeit des EGB, das Resultat nennt sich „Richtlinien“, das Leben von vielen verbessern. Wenn das funktionieren soll, dann braucht der EGB Unterstützung. Kraft entfaltet sich nicht virtuell. Kraft entfaltet sich immer dann, wenn sich Menschen ihrer gemeinsamen Interessen bewusst werden und sie ihre Stärke erkennen und nutzen. Gewerkschaften sollen dabei helfen. Und gerade entdecken sie diese Fähigkeit neu. Also, nicht hoffen. Organisieren und mitgestalten.
  
Autor:
 
Ringo Bischoff ist der Bundesjugendsekretär von ver.di. Im Gespräch über den Europäischen Gewerkschaftsbund meint er, dass konkretes Handeln immer besser sei.




mehr als ein honoratiorenklub?

Test the Left III: Lothar Bisky über die Europäische Linkspartei



prager frühling: Mit „It was just the beginning“ feierte die Europäische Linkspartei (EL) diesen Mai ihr fünfjähriges Bestehen. Das klingt nicht nur nach Aufbruch, sondern auch ein wenig nach Rechtfertigung. Wie erfolgreich waren die Bemühungen, aus der EL mehr als einen Honoratiorenklub zu machen?
  
Lothar Bisky: Die Gründung der EL war tatsächlich erst der Anfang: Inzwischen hat sie 19 Mitglieds- und 11 Beobachterparteien aus 20 Ländern. 2009 haben wir eine gemeinsame Wahlplattform für die Europawahlen verabschiedet und uns vielerorts gegenseitig im Wahlkampf unterstützt. Auch die Netzwerke der EL machen die Partei für die Mitglieder erfahrbar.
  
pf: Aktuelle Diskussionen der EL sind hierzulande selbst für europhile Linke nur bedingt wahrnehmbar. Welche Konsequenzen hat das Abschneiden linker Parteien bei den Europawahlen für die zukünftige Arbeit?
  
Bisky: Als EL müssen wir daran arbeiten, konkretere und verständlichere Vorschläge für ein anderes Europa zu machen. Unsere Kritik an der gegenwärtigen Politik in der Europäischen Union verpflichtet uns, auch zu sagen, wie wir es anders machen wollen. Zudem ist es wichtig, gesellschaftliche Unterstützung für unsere Ideen zu finden. Die Fraktion GUE/NGL im Europaparlament ist ein Raum für gemeinsame Arbeit an konkreten europäischen Gesetzen und Initiativen. Ich wünsche mir, dass solche Kooperation – bei gleichzeitigem Respekt vor unterschiedlichen Auffassungen in manchen Fragen – in Zukunft noch vielfältiger und intensiver wird.
  
pf: Während in der EP-Fraktion skandinavische Linke mit anderen Linken in einer Fraktion angehören, tun sie sich schwer damit, in die EL einzutreten. Warum eigentlich und was kann die EL tun, um die Skepsis der skandinavischen Linken abzubauen?
  
Bisky: Im Forum der Neuen Europäischen Linken (NELF) bestehen seit Langem Beziehungen zur nordischen Linken. Einige skandinavische Parteien haben Beobachterstatus bei der EL. Es gibt sicher unterschiedliche gesellschaftliche Traditionen und verschiedene Herangehensweisen an das Projekt Europa. Aber die intensive Zusammenarbeit in der GUE/NGL – immerhin seit 15 Jahren – ist Beleg dafür, dass bessere Europapolitik ein gemeinsames Anliegen von Linken in Nord, Süd, Ost und West ist. Ich bin optimistisch, dass wir die Gemeinsamkeiten weiterentwickeln werden.
  
pf: Kritikerinnen meinen, dass in der EL mehrere Parteien seien, die den zweifelhaften Charme des real existierenden Staatssozialismus ausstrahlen und der Dogmatikerfraktion zuzurechnen sind. Wie konsequent ist der Bruch der EL mit Stalinismus und dem Dogmatismus des real existiert habenden Staatssozialismus?
  
Bisky: Die Partei der Europäischen Linken hat in ihrem Programm und ihrem Statut unwiderruflich mit dem Stalinismus gebrochen. Das kann jeder nachlesen. Auch in den anderen Beschlüssen und Dokumenten wird keiner dogmatische Positionen finden. Das ginge in einer pluralen Partei auch gar nicht.
  
pf: Mit welchen Strategien versucht die Partei, individuelle Beteiligungsmöglichkeiten und die eigene Öffentlichkeitswirksamkeit nachhaltig zu stärken?
  
Bisky: Das wichtigste Instrument sind die Netzwerke. Die gemeinsame Arbeit etwa in ELFem, dem feministischen Netzwerk, macht die EL als eigene Organisation lebendig und erfahrbar. Sie leisten mittlerweile auch ihren Beitrag zur Politikentwicklung, wie etwa das GewerkschafterInnennetzwerk bei der Verständigung zu unserer europaweiten Mindestlohnforderung. Als weiteres Stichwort nenne ich die Sommeruniversität der EL.
  
pf: Welche sind nach Deiner Einschätzung die gesellschaftlichen Akteure, mit denen die EL ihre Forderungen in die Realität umsetzen möchte?
  
Bisky: Wir sehen uns in einer Reihe mit allen, die sich für Frieden, Gerechtigkeit und Demokratie in Europa und der Welt einsetzen. Dazu gehören die traditionellen Bewegungen der Werktätigen ebenso wie neue soziale, globalisierungskritische, ökologische und Frauenbewegung, aber auch alle, die im Moment nur besorgt sind über die Beschränkung der Freiheit im Namen der Sicherheit, sei es im Netz oder im realen Leben.
  
pf: Die Europäische Union als Chance, als Mittel zur Überwindung nationaler Egoismen im Kampf um Wohlstand und Sicherheit – das maßgebliche Motto der EL?
  
Bisky: Wir haben immer die Chancen der Europäischen Integration betont. Unsere Kritik gilt der neoliberalen Politik von Regierungen und Kommission.
  
pf: „It’s just the beginning“ – welcher entscheidende nächste Schritt der EL brennt Dir unter den Nägeln?
  
Bisky: Ich möchte, dass die EL sich von einer Partei der Parteien weiter entwickelt zu einer Partei, die als eigenständiger Akteur sichtbar und im Bewusstsein ihrer Mitglieder verankert ist. Über die Schritte dazu müssen wir uns verständigen und spätestens im nächsten Jahr zu Entscheidungen kommen.
   
Autoreninfo:
 
Lothar Bisky, Medienwissenschaftler, war langjähriger Vorsitzender der PDS. Er ist einer der Gründungsvorsitzenden der LINKEN und seit 2007 Vorsitzender der Partei der Europäischen Linken. Am 25. Juni 2009 wurde er zum Vorsitzenden der Konföderalen Fraktion der Vereinten Europäischen Linken/Nordisch Grünen Linken (GUE/NGL) im Europäischen Parlament gewählt.




Perspektive global

Über das Konzept der Globalen Sozialen Rechte

Brigitte Oehrlein

Perspektiven global oder das Recht, Rechte zu haben 
  
Der Begriff Globale Soziale Rechte (GSR) soll eine Vorstellung der Bedingungen eines menschenwürdigen Lebens für alle geben. 
 
Das „Recht Rechte zu haben“ (Hannah Arendt) ist eine bedingungslose Voraussetzung hierfür. 
 
Der Kapitalismus jedoch zeichnet sich durch die Prinzipien Profitstreben, 
 
damit Konkurrenz, Wettbewerb und Warenförmigkeit aus. 
 
Sie aber verunmöglichen Ziele eines solidarischen Miteinanders und einer Gerechtigkeit, 
 
die jedem Individuum selbstverständlich zustehen müßten, 
 
um mit den ihm eigenen Fähigkeiten der Gesellschaft beitragen zu wollen und zu können. 
 
Welche Bedingungen zwingt der Kapitalismus durch die von ihm erzeugte Gesellschaftlichkeit 
 
den Menschen auf 
 
und wie könnte eine Gesellschaftlichkeit aussehen, die mit GSR von Bedingungslosigkeit ausgeht, 
 
statt, wie der Kapitalismus, von Ware gegen Geld, oder Leistung verlangt Gegenleistung, 
 
oder einer Berechnung von Input und Output ? 
  
Der Begriff GSR will das Konzept einer Perspektive anbieten, 
 
um aus der lange währenden Krise der kapitalistischen Erwerbsarbeitsgesellschaft 
 
eine Transformation in eine Gesellschaft vorstellbar werden zu lassen, 
 
die die Prinzipien von Kapitalverwertbarkeit 
 
zu Gunsten des Ziels der Erlangung individuell größtmöglicher Zufriedenheit ablöst. 
  
Hierfür ist über eine Verteidigung des keynesianischen Wohlfahrts-/Sozialstaates 
 
– letztendlich des Staates überhaupt – hinauszukommen. 
 
Der auf dem fordistischen Akkumulationsmodell aufbauende Sozialstaat, 
 
war an Massenproduktion von Konsumgütern gebunden, 
 
die für eine begrenzte Zeit Vollbeschäftigung ermöglichte. 
 
Aus einer linken Perspektive ist der Abschied vom lohnarbeitsgestützten nationalen Sozialstaat 
 
aus vielen Gründen nicht zu bedauern: er war 
 
1.  ein autoritärer Staat, 
 
 der auf Formen bürokratischer Kontrolle, 
 
 wie Ausgrenzung nicht verwertbarer Teile der Gesellschaft basierte; 
 
2.  patriarchal ausgerichtet, da er über das sog. ‚Normalarbeitsverhältnis’ 
 
 an den männlichen Alleinverdiener mit bürgerlichen Kleinfamilienstrukturen gebunden war 
 
3. damit von geschlechtlicher Arbeitsteilung abhängig; 
 
 gekoppelt an die Reduzierung vieler Frauen auf unbezahlte Reproduktionsarbeit;
 
4.  aufgebaut auf Ausbeutung und Ausschluß des globalen Südens 
 
und Mißachtung der Bedingungen für eine intakte Umwelt, 
 
 durch die Gesellschaften des Nordens . 
  
Der fordistische Wohlfahrtsstaat diente der Ausweitung und Stabilisierung des Massenkonsums, 
 
also der Bedürfnisweckung nach Konsum ohne Ende, 
 
somit der damit einhergehenden ökologischen Verwüstung 
 
sowie der Zurichtung menschlicher Bedürfnisse auf kapitalistische Notwendigkeiten. 
 
Seine bürokratische und ausgrenzende Sozialpolitik lieferte die materielle Basis 
 
für gewünschte gesellschaftliche Integrationsbestrebungen, um den sozialen Frieden sicherzustellen. 
 
Durch geschickte Einbindung der Interessenvertretungen der Arbeiterbewegung in den Staat 
 
– in Deutschland bzw. der BRD wurde das besonders erfolgreich betrieben – 
 
wurden systemgefährdende Unruhen vermieden. 
 
Damit war die sozialstaatliche Regulation des Verhältnisses von Lohnarbeit und Kapital 
 
solange außerordentlich erfolgreich bei der Sicherung der Voraussetzungen kapitalistischer Verwertung, 
 
wie das wirtschaftliche Wachstum als Voraussetzung dieser Sozialpolitik funktionierte. 
 
Das aber bedeutet, 
 
der keynesianische Wohlfahrtsstaat ist auf eine erfolgreiche kapitalistische Akkumulation angewiesen. 
 
Damit hat er prinzipiell einen ambivalenten Charakter. 
 
Einerseits ist er Produkt sozialer Kämpfe, 
 
andererseits jedoch von Strategien ökonomischer und politischer Herrschaftssicherung bestimmt. 
 
Der Sozialstaat ist strukturell von wirtschaftlichem Wachstum und kapitalistischer Profitabilität abhängig. 
 
Gerät die Akkumulation des Kapitals in eine grundsätzliche Krise, 
 
ist auch die materielle Grundlage des Sozialstaates bedroht. 
 
Spätestens in der Krise, bei nachlassenden Wachstums- und steigenden Arbeitslosenzahlen, 
 
zeigt sich die Abhängigkeit des nationalen Sozialstaates von der Krisenhaftigkeit des Kapitalismus. 
 
Mit ihr ist die gesellschaftliche Inklusionsleistung aufgebraucht. 
 
Es findet nicht nur Ausgrenzung und Exklusion aller aus dem Produktionsprozeß herausgefallenen statt, 
 
ihr Schicksal dient dazu, die Arbeitsbesitzer in Bedingungen zu pressen, 
 
die keinen sozialen Kompromiß mehr erkennen lassen. 
  
Damit erwächst die Notwendigkeit, dem neoliberalen Bannspruch, 
 
es gäbe keine Alternative zum neoliberalen Umbau, 
 
mit seiner Vereinzelungsstrategie, weg von jeder solidarischen Vergesellschaftungsform, 
 
hin zur Individualisierung aller Lebensrisiken und der Kommodifizierung allen Gemeineigentums, 
 
bis hin zu Lebensrechten und Leben selbst, etwas entgegenzusetzen. 
  
Widerstände und Alternativen entstehen nicht allein durch solide Finanzierungsvorschläge, 
 
sondern durch Verschiebung gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse. 
 
Ohne eine machtvolle soziale Bewegung sind auch die besten Alternativkonzepte nicht durchzusetzen. 
 
Trotzdem ist der Ausgangspunkt hierfür eine breite Debatte über konkrete Transformationskonzepte, 
 
denn schließlich geht es um die Garantie eines würdigen gesellschaftlichen Lebens für alle Menschen, 
 
unabhängig von Einkommen, Erwerbstätigkeit, sozialem Status, Geschlecht oder Staatsbürgerschaft. 
  
Alternativen aber müssen von dem erreichten Niveau der Globalisierung ausgehen. 
 
Die reale Transnationalisierung des Kapitals, 
 
wie auch die Internationalisierung gesellschaftlicher Arbeitsteilung, 
 
machen eine soziale Re-Regulierung im nationalstaatlichen Rahmen 
 
zu einem bekämpfenswerten Rückfall in nationalstaatliche Eigeninteressen. 
  
Das Konzept GSR sucht Antwort auf die fundamentale Krise der kapitalistischen Arbeitsgesellschaft, 
 
wie auf alle übrigen kapitalistischen Krisen. 
 
Die Explosion der gesellschaftlichen Produktivität und der daraus entstandenen Reichtumsentwicklung 
 
nimmt nicht nur die Notwendigkeit, sondern auch die reale Möglichkeit der Aufrechterhaltung 
 
des allgemeinen Zwangs zur Arbeit. 
 
Dieser Tatbestand wird in der herrschenden Politik durch ein System repressiver Maßnahmen kompensiert, 
 
der die Betroffenen in immer unsinnigere Formen von Beschäftigung zwingt. 
 
Damit werden alle emanzipatorischen Potentiale, die diese Entwicklung in sich trägt, zerstört. 
 
Um diesem Potential Rechnung tragen zu können, müßte Abstand gewonnen werden 
 
von dem herrschenden, ausschließlich auf Lohnarbeit fixierten Arbeitsbegriff. 
 
Vollbeschäftigung auf der Basis von lebenslanger Vollzeiterwerbsarbeit 
 
erscheint weder wünschenswert, noch bei dem erreichten Produktivitätsstandard weiterhin realisierbar. 
 
Ein neuer Arbeitsbegriff wäre weiter und pluraler zu fassen. 
 
Vor allem müßte er sich von der Fixierung auf die klassische Industriearbeit verabschieden. 
 
Er sollte alle Tätigkeiten von Personen, die produktiv auf andere Personen gerichtet sind, umfassen. Trennungen zwischen Hand- und Kopfarbeit, 
 
sowie zwischen Produktions- u. Reproduktionsarbeit sind zu überwinden. 
 
Jede Definition gesellschaftlich sinnvoller und notwendiger Tätigkeiten 
 
muß alle Formen von Reproduktionsarbeit, Eigenarbeit und freiwilliger Arbeit einbeziehen. 
 
Arbeit, gefaßt als individuelle Tätigkeit, bleibt die wichtigste Möglichkeit der Vergesellschaftung. 
 
Jede Form hierarchischer gesellschaftlicher Arbeitsteilung bleibt entscheidende Grundlage 
 
von Herrschaft und Ungleichheit. 
 
Dieses muß jeder Entwurf einer politischen Alternativkonzeption 
 
bei Fragen nach gesellschaftlich notwendiger und sinnvoller Tätigkeiten gründlich bedenken. 
 
Die Entfaltung nicht-marktförmiger, aber gesellschaftlich nützlicher 
 
und weniger entfremdeten Tätigkeiten wird sich erst ermöglichen, 
 
wenn ein existenzsicherndes Einkommen von Lohnarbeit entkoppelt wurde, 
 
um es als Rechtsanspruch jedem Individuum bedingungslos zu gewähren, 
 
bei Bereitstellung einer verläßlichen sozialen Infrastruktur. 
  
Sollen soziale Emanzipationsbestrebungen Bewegung mobilisieren, 
 
braucht es dringend eine politische Perspektive, ein Projekt globaler sozialer Gerechtigkeit, 
 
das über die Verteidigung des traditionellen nationalen Sozialstaates hinausweist. 
  
Grundlage einer möglichen Transformation ist die ambivalente Dynamik der Globalisierung selbst: 
 
eine wachsende globale wie nationale Verarmung, zunehmende Entrechtung und Ausgrenzung 
 
stehen der Schaffung eines unvorstellbaren materiellen Reichtums gegenüber. 
 
Dieser Reichtum sollte die materielle Basis für eine alternative Form der Vergesellschaftung sein. 
  
Um die Grenzen staatsbürgerlicher Rechte aufzubrechen, 
 
hin zu einer ‚Weltbürgerschaft’ (Hardt/Negri) mit GSR, 
 
wäre entscheidende Voraussetzung, daß jeder Mensch, dort wo er sich aufhält, 
 
Träger der dort geltenden Rechte wird, also an jedem Ort seiner Wahl das Recht hat, Rechte zu haben. 
 
Dabei ist der entscheidende Unterschied zu dem Konzept der Menschenrechte zu betonen: 
 
GSR gehen nicht davon aus, 
 
Menschenrechte seien vom Staat zu gewährende oder zu garantierende Rechte, 
 
sondern als anzueignende zu verstehen. 
 
Recht nämlich hat immer einen Doppelcharakter: 
 
einerseits soll es verläßliche Gerechtigkeit für alle und jeden schaffen, 
 
andererseits ist es ein Herrschaftsinstrument, über deren Verwendung die Kräfteverhältnisse entscheiden. 
 
Diesen Widerspruch bestimmt das traurige Schicksal der Menschenrechte. 
 
Die realen Kräfteverhältnissen verhindern ihre Realisierung sowie den Aufbau von Institutionen, 
 
die die MR umsetzen und garantieren. 
 
So fehlt den Menschen Ort und Möglichkeit, ihre Umsetzung einzufordern. 
 
Hieraus ergibt sich die Forderung GSR: 
 
Sich als legitim erkannte Rechte anzueignen, sobald sie verwehrt werden. 
 
Das aber läßt sich nur kollektiv umsetzen, was wiederum Kräfteverhältnisse verschieben würde. 
  
Für globale Gerechtigkeit sind alle Überlegungen an dem Ziel auszurichten, 
 
das Wohlstandsgefälle zwischen dem Norden und Süden auszugleichen. 
 
Dafür ist darauf zu achten, stets an den konkreten, jeweiligen Lebensbedingungen anzusetzen. 
 
Werden die Menschenrechte als Richtschnur für die Handlungsausrichtung genommen, 
 
als die sie zwar weitgehend anerkannt sind, 
 
doch deren Umsetzung nicht im Interesse kapitalistischer Herrschaft liegt, 
 
wären globale Richtlinien verfügbar, die lokale Handlungsmöglichkeiten schüfen. 
  
Das Gegenprinzip der Zurichtung der Menschen auf Verwertbarkeit 
 
für Profitmaximierung lautet, den Menschen mit Bedingungslosigkeit zu begegnen: 
 
Um das Prinzip der Verwertbarkeit für Kapitalinteressen zu überwinden, 
 
braucht es die Bedingungslosigkeit, die dem Menschenrechtsgedanken zu eigen ist. 
 
Hiernach hat das Individuum seine Bedürfnisse weder den Kapitalinteressen, noch der Gesellschaft, 
 
unterzuordnen, sondern die Gesellschaft hat das Ziel zu verfolgen, Voraussetzungen zu schaffen, 
 
die jedem einzelnen Individuum ermöglichen, seine ihm eigene Würde zu leben. 
  
Ein soziales Miteinander ist so zu gestalten, 
 
daß jedem Individuum möglichst vollständige Entfaltungs- und Entwicklungsmöglichkeit geboten wird! 
 
Schließlich kann nur so das gesellschaftliche Miteinander 
 
zu höchster Produktivität der Gesellschaft wie des Einzelnen führen. 
  
Denken von Leistung und Gegenleistung ist unvereinbar mit der Forderung nach Bedingungslosigkeit. 
 
Die Menschenrechte jedoch leben von dem Gedanken, Rechte nicht an Pflichten zu binden.
 
Bedingungslosigkeit verlangt nach grundsätzlich anderer Lebensweise und Lebensgestaltung, 
 
vor allem nach Repressionsfreiheit. 
 
Der Gedanke der Notwendigkeit repressiver Maßnahmen 
 
erscheint kapitalistischem Denken als unabänderlich, da er ihm immanent ist. 
  
Im Kapitalismus kommt Rechte zu haben nur dem zu, 
 
dessen Verhalten den gesetzten Bedingungen entspricht, also verdient wurde. 
 
Kapitalistische Verhältnisse setzen als normative Grundhaltung, 
 
Grundrechte, also Menschenrechte, 
 
seien bei fehlendem Wohlverhalten zumindest teilweise abzuerkennen. 
 
Der Gedanke der Bedingungslosigkeit hingegen schließt Strafe aus, 
 
da Strafe das Einhalten von Bedingungen voraussetzt. 
  
Dem Prinzip der Bedingungslosigkeit liegt ein Menschenbild zugrunde, 
 
das davon ausgeht, der Mensch ist ein soziales, kooperatives Wesen, 
 
jegliche Destruktivität ist Reaktion auf gesellschaftliche Ursachen, 
 
die dem Individuum Zwänge, eine Zurichtung aufdrängen, die zu unaushaltbarer Frustration führen. 
  
Um überblicksartig darzustellen, was das Konzept Globaler Sozialer Rechte anstrebt, 
 
folgen einige Thesen zu GSR und ihrer Abhängigkeit von den Produktionsverhältnissen: 
  
1.] 
 
Das Konzept GSR einigt unterschiedliche linke Strömungen unter der Richtungsforderung 
 
sich bedingungslose Grundrechte aneignen zu müssen, 
 
um eine partizipative, gerechtere und demokratische Gesellschaft zu ermöglichen, 
 
in der es dem Individuum durch Entfaltungsrechte ermöglicht wird, 
 
sich als selbstbestimmten Teil der Gesellschaft zu erleben. 
  
In der Nachkriegszeit erlangte die Aufnahme der Menschenrechte, 
 
die durch ihre Nationalisierung zu Bürgerrechten wurden, 
 
endlich das Bewußtsein, ausnahmslos Rechte aller Menschen zu sein. 
 
Sie wurden so zunehmend von einer Idee ohne reale Verwirklichungsmöglichkeit 
 
zu einer real erhobenen Forderung. 
 
Doch scheitert ihre Verwirklichung an den realen ökonomischen Verhältnissen, 
 
die einem Rechtssystem im Sinne bedingungsloser Rechte für alle Menschen 
 
entgegenstehen. 
  
2.] 
 
Der Kampf um das Recht Rechte zu haben, 
 
könnte zum gemeinsamen Kristallisationspunkt konkreter Kämpfe 
 
politischer Akteure und Menschenrechtlern, Migranten, Gewerkschaften und Erwerbstätigen, 
 
NGOs und Bewegungen werden. 
  
3.] 
 
Dafür ist eine spektrenübergreifende Debatte zu initiieren bzw. weiterzuentwickeln, 
 
zu welchem Ziel hin linke Intervention führen soll. 
 
Es sind Vorstellungen zu entwickeln, 
 
was eine „andere“ Welt, ein „besseres“ Leben auszeichnen soll, 
 
um für alle denkbar werden zu können. 
 
Gleichzeitig müssen sie mit konkreten Aktionen linker Intervention wirksam werden. 
 
Um kämpfen zu können, bedarf es vor allem einer Vorstellung, 
 
wofür eigentlich zu kämpfen sich lohnt. 
 
Ohne utopischen Überschuß, ohne Vorstellungen alternativer Gesellschaftszustände, 
 
ohne Ziel, wo ein Kampf hinführen soll, ist kein Engagement zu entwickeln. 
 
Notwendig wäre globales Denken herauszufordern, 
 
um zu lokalen Handlungsstrategien zu gelangen. 
  
4.] 
 
Für den Aufbau einer solchen emanzipativen und solidarischen Gesellschaftsform ist wesentlich, 
 
die folgenden V Punkte anzustreben: 
  
I.: 
 
Bruch des Wachstumsgedankens, radikale Ökologie 
 
Der Kapitalismus basiert auf dem Konkurrenzprinzip, er ist maßlos, 
 
da einzig auf Profitmaximierung ausgerichtet, was ständiges Wachstum, 
 
auf Kosten von Mensch und Natur verlangt, damit die Lebensbedingungen aller einschränkt. 
 
Obwohl der Profit gesellschaftlich produziert wird, wird er privat angeeignet.
  
Dieser Wachstumszwang blendet sowohl die ökologischen Folgen dieses Wachstums 
 
bis hin zur Zerstörung der Lebensmöglichkeiten, als auch die Tatsache aus, 
 
daß die Natur prinzipiell nicht zu beherrschen und nur zum eigenen Schaden auszubeuten ist, 
 
weil die Menschen lediglich Teil eines auf Gleichgewicht ausgerichteten Systems sind, 
 
das sie damit zerstören. 
  
II.: 
 
Globaler Reichtumsausgleich, hin zu globaler Gerechtigkeit 
 
Die äußerst ungerechte Chancenverteilung im Nord-Süd-Gefälle, 
 
ist Ergebnis kapitalistischer Ausbeutungs- und Herrschaftsverhältnisse. 
 
Das zeigt sich in den Zugängen zum Weltmarkt, in der Schuldenproblematik, 
 
in den Zugängen zu Ressourcen wie Öl und Wasser, 
 
vor allem aber im Ressourcenverbrauch von Energie und der Belastung des Klimas. 
  
Deshalb wäre unerläßlich, folgende Punkte umzusetzen, 
 
 - kulturelle, politische und ökonomische Selbstbestimmung, 
 
 - Ernährungssouveränität, 
 
 - Orientierung auf die Bedürfnisse der Bevölkerung statt auf bloßen Export,
 
 - demokratische Partizipation am Welthandelsgeschehen, 
 
 sowie Schaffung von Transparenz dieser Strukturen 
 
 - Schuldenerlaß
 
 - eine faire Verteilung bzw. freier Zugang zu Ressourcen 
 
um die Marginalisierung des Südens aufzuheben. 
  
III.: 
 
soziale Infrastruktur und öffentliche Daseinsvorsorge 
 
Eine soziale Infrastruktur, die kostenlos zur Verfügung stehen sollte, 
 
umfaßt einerseits die Aufrechterhaltung aller Notwendigkeiten menschlicher Existenz, 
 
wie Wohnung, Energieversorgung, Wasserversorgung, 
 
andererseits bezieht sich Infrastruktur auch auf die Notwendigkeiten, 
 
um zu freier Entfaltung zu gelangen, wie Mobilität, Bildung, Wissenschaft und Kultur.
 
Sie müßte dezentral und gemeinschaftlich gestaltet sein. 
 
Im Bildungssektor ginge es zunächst um den Ausbau und die Sicherung 
 
von öffentlichen Einrichtungen wie Schulen, Hochschulen, Volkshochschulen und Bibliotheken. 
 
In einem solchen Konzept wird Bildung als sozialer Ort gefaßt, zur Aneignung aller Kulturtechniken, 
 
die Partizipation aller an Gesellschaft und Politik ermöglichen. 
 
Zu diesen Kulturtechniken zählen nicht nur technische Fertigkeiten und kognitive Fähigkeiten, 
 
sondern auch soziale Kompetenzen und interkulturelles Wissen. 
 
Dabei gilt es alle Formen der selbstorganisierten Vermittlung von Bildung zu fördern 
 
und die großen Bildungseinrichtungen durch Einführung und Ausbau 
 
einer wirklichen Selbstverwaltungsstruktur zu demokratisieren, 
 
was für die gesamte Infrastruktur gelten muß. 
  
Fixpunkt sind letztlich die Mobilisierung und Bereitstellung 
 
der sozialen und infrastrukturellen Vorraussetzungen für ein ‚gutes Leben’ für alle 
 
und nicht länger die Garantie der gesellschaftlichen Voraussetzungen der Kapitalverwertung. 
 
Durch Schaffung einer sozialen Infrastruktur würden Bedingungen für die Entfaltung 
 
von neuen Formen der Vergesellschaftung 
 
und von selbstbestimmten Tätigkeiten jenseits der traditionellen Lohnarbeit hergestellt. 
 
Mit neuen Arbeits- und Tätigkeitsformen würde eine Grundlage geschaffen für Lebensformen, 
 
die emanzipatives und partizipatives Handeln begünstigen. 
  
Auch setzte der Ausbau sozialer Infrastruktur, gekoppelt mit öffentlicher Daseinsvorsorge, 
 
zu individuell bedingungsloser, armutsfester Existenzsicherung 
 
eine sozial gerechte Umverteilung in Gang, schließlich wurde der Reichtum gesellschaftlich erarbeitet. 
 
Seine private Aneignung durch Wenige kann unmöglich gerecht sein. 
 

 
Um dem Menschenrechtsgedanken gerecht werden zu können, wäre unerläßlich, 
 
eine individuelle, armutsfeste Existenzsicherung bedingungslos zu gewähren, 
 
um den Erwerb notwendiger, zunächst in der Warenförmigkeit verbleibender Produkte 
 
allen sicherzustellen. 
 
Auch die Voraussetzungen gesellschaftlicher Partizipation sind dadurch zu gewährleisten.
 
Das ließe sich nur über eine Entkoppelung von Einkommen und Erwerbsarbeit erreichen. 
 
Emanzipation, Kreativität und effektive Partizipation 
 
durch Beitrag eigener Fähigkeiten in Selbstbestimmung, 
 
um zu radikaldemokratischen Gestaltungsmöglichkeiten 
 
einer anders ausgerichteten Gesellschaftlichkeit zu gelangen, 
 
die der freien Assoziation nahekäme, sind nur zu erlangen, 
 
wenn ein grundsätzlich anderes Konzept von Tätigkeit wirksam würde, 
 
fernab jeden Zwanges und jeder Repression. 
 
Menschen zielen auf soziale Kooperation, wie viele Untersuchungen belegen, 
 
sofern sie nicht in dem Gefängnis von Zwang zur Erwerbsarbeit eingepfercht sind. 
  
Die Funktion des Geldes ist kritisch zu bedenken. 
 
Ein bedingungsloses Grundeinkommen in Geldform ist nicht als Menschenrecht zu denken. 
 
Das Menschenrecht bedingungsloser Teilhabe und Teilnahme ist nur so lange an Geld gebunden, 
 
wie die gesellschaftliche Verteilung von Produkten an Geld gebunden ist. 
 
Sobald Infrastruktur kostenlos zu nutzen wäre, schmälerte sich die Bedeutung des Geldes,
 
die Warenform würde zugunsten des ‚Gebrauchswertes’ zurückgedrängt werden. 
  
Zur bedingungslosen Daseinsvorsorge zählt auch die Sicherheit von Gesundheitsversorgung und Pflege. 
 
Ziel von Gesundheitsversorgung und Pflege sollte die Umsetzung eines erweiterten Gesundheitsbegriffes sein, 
 
der ein schmerzarmes und selbstständiges Leben, bei psychisch größtmöglichem Wohlbefinden 
 
für alle umfasst - nicht das Ziel der Widerherstellung von Lohnarbeitsfähigkeit. 
  
IV.: 
 
bedingungslose Bewegungsfreiheit 
 
Flucht und Migration haben viele Ursachen. 
 
Doch ist davon auszugehen, daß Flucht keine freie Entscheidung, 
 
sondern untragbaren Lebensverhältnissen geschuldet ist. 
 
Diese zunehmend untragbaren Lebensverhältnisse im Süden 
 
sind Folge der globalen Herrschaftsverhältnisse, 
 
sichtbar durch Kontrolle, Marginalisierung und Diktate der nördlichen Welt. 
  
Würde der Norden sich für die Lebensverhältnisse der Opfer seiner Politik verantwortlich zeigen, 
 
und für eine Bekämpfung der Auswirkungen sorgen, gäbe es weniger Flüchtlinge, 
 
weil Menschen vorzugsweise in ihrem sozialen und kulturellen Umfeld verbleiben wollen. 
  
Doch unabhängig davon läßt es der Menschenrechtsgedanke niemals zu, 
 
Menschen unmenschlichen und unwürdigen Verhältnissen zu überlassen, 
 
sie als unerwünscht oder illegal auszugrenzen. 
  
MigrantInnen und Flüchtlinge haben nicht nur ein Lebensrecht, 
 
sondern ein Recht auf ein existentiell gesichertes Leben, wie jeder Mensch überall. 
 
Auch hier handelt es sich wieder um ein grundsätzliches Recht, 
 
das kein Mensch einem anderen Menschen absprechen kann. 
 
Auch das Recht der Bewegungsfreiheit ist ein Menschenrecht, 
 
das durch entsprechende Migrations- und Flüchtlingspolitik umgesetzt werden muß.
  
V.: 
 
radikale Demokratisierung von Gesellschaft, Wirtschaft und Politik, 
 
um emanzipative Partizipation zu gewährleisten 
 
Die Forderung einer emanzipativen Gesellschaft steht der (rein) repräsentativen Demokratie entgegen, 
 
da sie die Partizipation auf die regelmäßige Bestimmung jener Menschen reduziert, 
 
die dann die politischen Entscheidungen stellvertretend ausführen, 
 
während der profitorientierte Wirtschaftsbereich, der die Produktionsverhältnisse vorgibt, 
 
damit die politischen Verhältnisse bedingt, jeder demokratischen Einflußnahme entzogen bleibt. 
 
Die Bestimmung, welche Produkte gesellschaftlich notwendig und sinnvoll sind 
 
und auf welche Weise sie produziert werden sollen, 
 
unterliegt dem Markt (der die Warenform benötigt, 
 
was zu einer undurchsichtigen Vermischung von Wert und Gebrauchswert führt, 
 
und selbst die menschliche Arbeitskraft zur Ware reduziert), 
 
anstatt einer demokratischen, gesellschaftlichen Entscheidung, 
 
um dem Ziel möglichst nahe zu kommen, 
 
individuelle Bedürfnisse zu erfüllen bei Achtung ökologischer Erfordernisse. 
  
Die Forderung solidarischer, demokratischer Gesellschaftsverhältnisse 
 
kann nicht durch den Ruf nach 
 
‚demokratische Kontrolle’ erfüllt werden. 
 
Denn demokratische Kontrolle ist ein Paradox: 
 
Während Demokratie auf gesellschaftliche Gestaltungsmöglichkeiten zielt, 
 
zielt Kontrolle auf Unterwerfung und Beherrschung. 
 
Wer emanzipative Verhältnisse zum Ziel hat, kann unmöglich Kontrolle einfordern. 
 
Es gilt, Verhältnisse zu demokratisieren, also Gestaltungs- und Einflußnahme zu erreichen, 
 
was Transparenz von Vorgängen voraussetzt. 
 
Kontrollverhalten ist grundsätzlich zu überwinden! 
 
Nur weil die „Richtigen“ sie ausführen, wird sie nicht besser, 
 
jede Form von Kontrolle schreibt hierarchische, fremdbestimmte Verhältnisse fest. 
  
Statt mit einer Revolution auf die Übernahme staatlicher Macht zu zielen, 
 
geht es, mit Poulantzas gesprochen, um ‚radikale Transformation’, auch des Staates. 
 
Es geht darum, Widerstand gegen die im Staat verdichteten Kräfteverhältnisse zu unterstützen, 
 
um einen radikaldemokratischen Weg in eine solidarische Gesellschaftsform einzuschlagen, 
 
die Pluralismus und weitestgehende Ausweitung politischer und sozialer Freiheiten 
 
für wirklich alle gewährt. 
 
Die bestehenden gesellschaftlichen Beziehungen sind zu verändern, 
 
weil sie die dominanten, hierarchischen Machtverhältnisse alltäglich reproduzieren. 
 
Notwendig also ist die Selbstveränderung der Menschen, 
 
ihrer Bewußtseins- und Verhaltensformen, wie ihrer Werthaltungen.
 
Das ist ein äußerst langwieriger Prozeß, 
 
der nicht mit der Übernahme von Herrschaftsstrukturen zu befördern ist. 
  
Im Kapitalismus hat der Mensch seine Arbeitskraft unter Kriterien des Arbeitsmarktes zu verkaufen, 
 
um aus dieser Fremdbestimmung den finanziellen Anteil ziehen zu können, 
 
der ihm ein Überleben ermöglicht. 
  
Sich seinen Lebensunterhalt ver-dienen zu müssen, fordert schon im Begriff das „Dienen“. 
 
Der Begriff „Erwerbsarbeit“ desavouierte den Begriff „Arbeit“: 
 
Wer verbindet mit ihm noch produktives Tätigsein, das, wonach jeder Mensch streben würde, 
 
wäre er nicht in Zwangsverhältnisse eingebunden, die sich ihm selbst fremd werden ließen. 
 
Arbeitskraft wird weltweit inwertgesetzt, Millionen von Menschen in die Lohnarbeit geworfen, 
 
zugleich die industrielle Reservearmee vergrößert – 
 
jedoch bleiben immer weitere Bereiche gesellschaftlich notwendiger Arbeit ‚ungetan’. 
 
Wichtige reproduktive Tätigkeiten werden der Verwertungslogik unterworfen, 
 
was zerstörerische Folgen für Reproduktion und Wohlbefinden mit sich bringt. 
  
Der Mensch, als soziales Wesen, ist abhängig von der Anerkennung seiner Tätigkeit. 
 
Warum sollte nicht möglich sein, die zwangausübende Verbindung 
 
von Einkommen und produktivem Tätigsein vollkommen zu entkoppeln? 
  
Wie letztendlich die Überwindung kapitalistischer Produktionsverhältnisse bewirkt werden kann, 
 
wird erst der konkrete Prozeß zeigen. 
 
Zunächst bedarf es offener Denk- und Aktionsräume, 
 
um die Notwendigkeiten von Produktionsverhältnissen, 
 
die an den Bedürfnissen von Mensch und Umwelt orientiert ist, herauszufinden. 
 
Erst wenn allen Befriedigung ermöglichende Arbeitsverhältnisse geschaffen sind, 
 
werden Lebensverhältnisse möglich, die nicht auf Trennung basieren. 
 
Um das zu erreichen braucht es jede Menge Freiräume, 
 
in denen horizontale, basisdemokratische Strukturen zu leben eingeübt werden können.
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balkan beats &#8211; post-jugoslawien in bewegung



Redaktion

Nur wenig wissen wir über soziale Bewegungen und die Kämpfe der unabhängigen Linken in den neu entstandenen Republiken Jugoslawiens. Dabei passiert so einiges: Aktivist/innen aus Serbien, Kroatien und Slowenien berichten von sehr unterschiedlichen Kämpfen an der Grenze Europas sowie von mühseligen Versuchen, Bewegung von unten aufzubauen. Und sie berichten vom erfolgreichen Widerstand in Ländern, die von Armut, Flucht und Exil, von ursprünglicher Akkumulation wie auch von den sozialen und politischen Nachwehen des Krieges und nationaler Mobilisierungen gekennzeichnet sind. Ob im Kampf um soziale Zentren (Andrej Kurnik) oder im Entwurf einer Balkanologie von unten (Andrej Grubačić), ob in der Organisierung neuer Arbeiter/innenkämpfe (Boris Kanzleiter) oder in der Schwierigkeit des einst starken Feminismus heute, eine Stimme gegen Gender Mainstreaming zu finden (Vesna Kesić), unsere Autor/innen zeigen: Soziale Bewegungen in Post-Jugoslawien sind in Bewegung. Die Artikel schärfen den Blick auf die ‚Ränder Europas’. Sie schaffen Verbindung und wecken Interesse an mehr. prager frühling wird dran bleiben – in der nächsten Ausgabe mit einem Bericht vom mutigen Versuch, einen zweiten Gay Pride in Belgrad im September 2009 zu organisieren.



sommer des protestes

Vernetzung von Arbeitskämpfen mit neueren Bewegungen in Serbien

Boris Kanzleiter

Kundgebungen, Streiks und Blockaden: Es ist ein Sommer des Protestes. In Serbien gehen so viele Arbeiterinnen und Arbeiter wie nie zuvor seit dem Sturz von Slobodan Milosevic auf die Straßen. In Novi Pazar hackte sich im Mai der Vorsitzende einer lokalen Textilarbeitergewerkschaft nach einem zweiwöchigen Hungerstreik einen Finger ab, um endlich die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit zu erreichen. In Kragujevac stiegen Streikende auf ein Hochhaus und drohten, sich in den Tod zu stürzen. Fast täglich blockieren irgendwo im Land Gruppen von Arbeiterinnen und Arbeitern Verkehrswege. 
Die oft selbstzerstörerischen Protestformen deuten auf ein zentrales Problem hin. „Meist handelt es sich um verzweifelte Abwehrkämpfe“, analysiert Ivan Zlatic von der kleinen linken Initiative „Bewegung für die Freiheit“ (Pokret za slobodu), die sich vor zwei Jahren mit dem Ziel gegründet hat, Proteste der Arbeiterinnen und Arbeiter zu koordinieren. „Die Demonstrierenden haben oft keine anderen Druckmittel zur Verfügung als den Einsatz ihres eigenen Körpers.“ So forderten die Arbeiterinnen und Arbeiter in Novi Pazar beispielsweise ausstehende Löhne von einem Unternehmen, das längst bankrott ist. Ein klassischer Streik ist in einer solchen Lage keine Option.
 
„Ein zentrales Problem in Serbien ist die Deindustrialisierung“, beschreibt Zlatic die Lage, welche durch die globale Krise verschärft wird. Der intensive Privatisierungsprozess der vergangenen Jahre hat zu einem massiven Anstieg der Erwerbslosigkeit geführt, weil viele Investoren billig erworbene Betriebe nur gewinnbringend verscherbeln statt die Produktion zu entwickeln. Ein zentrales Anliegen der „Bewegung für die Freiheit“ ist daher die Unterstützung von Belegschaften, die sich für den Erhalt ihrer Arbeitsplätze einsetzen. „Nur auf diese Weise können wir verhindern, dass Serbien zu einem komplett abhängigen Billiglohnland wird.“
 
Obwohl die „Bewegung für die Freiheit“ nur eine kleine Gruppe mit etwa 30 meist jungen Mitgliedern ist, spielt sie in einigen Arbeitskämpfen eine wichtige Rolle. In Zrenjanin in der Provinz Vojvodina unterstützt sie die Belegschaft des Arzneimittelherstellers Jugoremedija. Die Firma war 2003 von einem dubiosen Geschäftsmann gekauft worden, der den Betrieb zerstückeln wollte. Mit einer monatelangen Betriebsbesetzung konnte die Belegschaft eine Gerichtsverhandlung erzwingen, in der Irregularitäten im Privatisierungsprozess nachgewiesen wurden. 2007 wurde die Fabrik schließlich von den etwa 500 Beschäftigten erfolgreich übernommen. Ein Belegschaftsaktionärsmodell macht es möglich.
 
Die „Bewegung für die Freiheit“ sorgt seither mit Veranstaltungen, Zeitschriften und Flugblättern dafür, den Erfolg der Beschäftigten von Jugoremedija bekannt zu machen. Gleichzeitig vermitteln sie Basisgewerkschaftler/-innen überall in Serbien praktisches Wissen. Gehässige Kommentare aus Politik und Medien versuchen das Modell Jugoremedija als eine Wiederkehr der „Arbeiterselbstverwaltung“ des Tito-Jugoslawiens zu denunzieren. Aber das Beispiel hat Austrahlungskraft. So motivierte es in Zrenjanin auch andere Belegschaften in ihren Kämpfen gegen die Verlaufsformen der Privatisierung. Bei den Kommunalwahlen im Mai 2008 stellten die Betroffenen gemeinsam eine eigene Liste auf. Unter ihrem Namen „Ravnopravnost“(Gleichheit) zogen vier Abgeordnete in das Stadtparlament ein.
 
Für die fast vollständig von neoliberalen und konservativ-nationalistischen Kräften dominierte politische Szene in Serbien ist es eine politische Sensation, dass in Zrenjanin wieder an die lange Tradition lokaler Selbstverwaltung und Demokratie angeknüpft wird, die „zum historischen Erbe der sozialistischen Arbeiterbewegung in der Region“ gehöre, erklärt Zlatic. „Wirkliche Freiheit muss mit einer Dezentralisierung von Macht verbunden sein. Und ohne soziale Gerechtigkeit gibt es ohnehin keine Freiheit.“
 
In den Neunziger Jahren hat sich Zlatic mit einer linksgerichteten, anti-nationalistischen Perspektive gegen das Regime Milosevics engagiert. Die „Bewegung für die Freiheit“ versucht heute, die soziale Frage zum Ausgangspunkt einer Vernetzung von Arbeitskämpfen mit anderen Protestbewegungen wie dem Kampf gegen Studiengebühren zu machen.
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risse in der erfolgsgeschichte der neuen nation

Soziale Bewegungen in Slowenien

Andrej Kurnik

In Slowenien gibt es seit zehn Jahren so etwas wie Bewegungspolitik. Sie setzt sich zusammen aus vielfältigen Initiativen, die mit neuen Strukturen von Organisierung experimentieren und die auf die Krise der historischen Linken und der post-jugoslawischen Version des Endes der Geschichte antworten. Eins der zentralen Projekte dieser Bewegungen ist die seit dreieinhalb Jahren besetzte ehemalige Fahrradfabrik Rog, in der ein autonomer Raum für soziale und kulturelle Produktion entstanden ist. 
Diese neue Bewegungspolitik in Slowenien, besonders in Ljubljana, entstand aus einer Art Zusammentreffen von zwei Bewegungsdynamiken: Zum einen gab es Gruppen, die durch die Erfahrungen in der globalisierungskritischen Bewegung geprägt waren. Zum anderen waren neue Formen selbst organisierter Kämpfe am Rande der neu gegründeten staatlichen und gesellschaftlichen Ordnung entstanden. Letztere waren Antwort auf die Exklusivität der sozialen und politischen Institutionen und das Ergebnis der andauernden Krise des slowenischen Übergangmodells vom jugoslawischen Sozialismus zu einer global integrierten kapitalistischen Wirtschaft. Das Übergangsmodell war durch verschiedene Momente gekennzeichnet: graduelle wirtschaftliche und soziale Reformen; eine mächtige Konsenspolitik zwischen den so genannten Sozialpartner (Vertretern von Arbeit und Kapital etc.), die im Rahmen eines ‚sozialen Dialogs“ vorbestimmte Ergebnisse erzielte; wie auch die Marginalisierung gesellschaftlicher Gruppen, die aus eben dieser Konsenspolitik ausgeschlossen wurden. Der Ausschluss betraf diejenigen, die aus der neu geschaffenen Staatsbürgerschaft ‚heraus fielen’, die neuen prekären Arbeitnehmer/innen des Postfordismus ebenso wie die neu eintreffenden Migrant/innen aus Nicht-EU-Ländern, die heute 10% aller Arbeitnehmer/innen stellen. Diese wachsende Gruppe der Ausgeschlossenen war entweder unsichtbar oder stand unter Aufsicht von NGOs, die wiederum zu einem blassen und korrupten Überbleibsel der ehemals starken Bewegung der Zivilgesellschaft der achtziger Jahre geworden waren. Hatten diese in den achtziger Jahren noch die entscheidende Rolle im Untergraben der ‚sozialistischen Disziplinargesellschaft’ gespielt, waren sie später nicht mehr in der Lage, ‚Freiheit“ unter den neuen gesellschaftlichen Vorzeichen anders zu bestimmten. Wenn Freiheit zunehmend die Freiheit kapitalistischer Unternehmen und nationalistischer Egoismen meinte, reichte ein Freiheitsbegriff, der sich primär durch die Krise des sozialistischen Regimes bestimmte, nicht mehr aus.
 
Die Erfolgsgeschichte der neuen Nation zeigt Risse
Es überrascht nicht, dass die sich neu organisierenden sozialen Bewegungen die allerersten Risse in der linearen Erfolgsgeschichte der neuen Nation in dem Moment verstärkten, als die Krise der offiziellen Linken offenbar wurde. Denn die offizielle Linke begeisterte sich einerseits für das Projekt des Kapitals (gestrige kommunistische Beamten wurde Manager und Eigentümer kapitalistischer Unternehmen), andererseits hielt sie besessen an der politische Kontrolle über die Linke im Allgemeinen mit Hilfe des alten sozialen Korporatismus und einer Neo-NGOisierung der Zivilgesellschaft fest. Mit einem Nationalismus, der sich durch die Bezeichnung „Wir sind die am weitesten entwickelte Republik des ehemaligen Jugoslawien“ auszeichnete, versuchte die offizielle Linke in der kapitalistischen Restrukturierung die Exklusivität der politischen und sozialen Institutionen zu sichern. Gerade diese Form des Nationalismus erklärt den Übergang vom historisch progressiven anti-kolonialen slowenischen Nationalismus hin zu dem rassistischen und ausschließenden slowenischen Nationalismus heute. 
 
Neuer Bewegungsaktivismus
Einer der ersten echten Brüche wurde von der ‚Bewegung der Gelöschten’ verursacht: Bürger/innen des ehemaligen Jugoslawiens mit ständigem Wohnsitz in Slowenien, die aus der neu geschaffenen Staatsbürgerschaft Sloweniens ausgeschlossen und zu Illegalen gemacht wurden. Obwohl das spezifische Zusammenspiel von Zivilgesellschaft und Staat diese Bewegung selbst zerrieb und unter die Vormundschaft des Staates und der NGOs stellte (die den Erfolg der Bewegung – nämlich die volle Wiedereingliederung all derjenigen, die ‚gelöscht’ wurden - unsicher macht), war diese erste Bewegungsorganisierung von entscheidender Bedeutung für den Aufbau eines neuen Modells des Bewegungsaktivismus. Denn sie etablierte ein politisches Modell, das Vertretung und Vormundschaft ablehnt und sich stattdessen auf die Einrichtung von Räumen der Freiheit und der Selbstorganisation konzentriert. Die Erfahrung der ‚Bewegung der Gelöschten’ sowie die Erfahrung selbst organisierter sozialer Räume, bildeten die Brücke zu den politischen Gruppen, die sich zur Hochzeit der globalisierungskritischen Bewegung gebildet hatten. Bestimmend ist der Wunsch nach Autonomie mit gleichzeitiger Offenheit für verschiedene Beziehungen und Verhältnisse. Trotz einiger Probleme kann man es als ein Wunder betrachten, dass sich dies in einem Land mit einer so langen Geschichte der Unterdrückung der sozialen Opposition außerhalb der Partei und ihrer Vorfeldorganisationen, in einem Land, in dem die neuen sozialen Bewegungen der achtziger Jahre Hebel der kapitalistischen Umstrukturierung und des Nationalismus geworden waren, so zutragen konnte.
 
Rog – Ort neuer Widerständigkeit gegen die Umstrukturierung der Stadt
Die ehemalige Fabrik Rog wurde besetzt, um in die rapide Veränderung der Stadt Ljubljana einzugreifen. Die Stadt Ljubljana war dabei, sich im Prozess einer neuen – auf schnellen Gewinn setzende – Investitionspolitik massiv zu verändern (deren Intensität sich ein wenig mit der Krise verringert hat). Prägend für diese neue Investitionspolitik war die Suche nach neuen Möglichkeiten kapitalistischer Akkumulation besonders in der kulturellen Produktion für die ‚kreative Klasse’ mit neuen Investitionsmodellen (sogenannten private-public partnerships). Vorangetrieben wurde dies durch die Stadt selbst mit ihrem unabhängigen linken Bürgermeister. Effekt war eine radikale sozial-räumlichen Umstrukturierung der Stadt. 
Die Besetzung und Wiederbelebung des riesigen Komplexes Rog mitten in der Stadt hatte verschiedene Gründe: Zum einen brauchten die sozialen Bewegungen real Platz für ihre Aktivitäten. Gleichzeitig gab es aber auch den Wunsch, einen Ausgangspunkt und Ort zu schaffen, um in die Veränderungen der Stadt eingreifen zu können. Doch der Versuch der Besetzer/innen, mit der Besetzung einen Konflikt produktiv zuzuspitzen ebenso wie im Rog einen Raum für Künstler/innen, die Produzent/innen von Kultur und Sozialität sowie für die Bürger/innen von Ljubljana zu schaffen, in dem sie das Projekt der neuen Öffentlichkeit dem bisherig Öffentlichen entgegenstellen konnten, war leider wenig erfolgreich. Gründe liegen in der aggressiven Haltung der Stadtregierung die verzweifelt versucht, einen privaten Investor für das zu finden, was sie Zentrum für zeitgenössische Kunst nennen. Dafür muss sie die jetzigen Nutzer/innen loswerden. Darüber hinaus haben sich Architekt/innen und Stadtplaner/innen dem gegenwärtigen Modell der Stadt vollständig unterworfen. Ein Modell, in der die Stadt durch die Veränderung der Eigentums- und Sozialstruktur gentrifiziert werden soll (mit Eigentumswohnungen und unorganisierten Mieter/innen). Noch gibt es eben keine Erfahrung mit dem, was die Etablierung einer ‚Kreativ-Klasse’ bedeuten wird. 
In dieser Situation des Stillstands hat das Kollektiv des sozialen Zentrums mit einer militanten Untersuchung über die (Lebens- und Arbeits-) Bedingungen der Migrant/innen in Ljubljana begonnen. Neue Kommunikationswege sind hierin entstanden (z.B. durch Radio-Show für Migrant/innen, regelmäßige Treffen im sozialen Zentrum), die die Segregation migrantischer Arbeiter/innen verringern half und erste Organisierungserfahrungen konnten gemacht werden. Die besetzte Fabrik Rog wurde so zu einer Art ‚Community an der Grenze’, die sich weit über die Mauern des Komplexes erstreckt. Es sind erste Schritte eines linken Gesamtprojekts, das die politische Neuzusammensetzung der Stadt gegen die Stadt als Unternehmen in Einsatz bringt.
 
Zum Autor
Andrej Kurnik ist ein Aktivist aus Ljubljana, der in die verschiedenen Kämpfen der letzten zehn Jahre, die in Slowenien um die Rechte von Migrant/innen, Flüchtlingen und der ‚Gelöschten’ ebenso wie in Kämpfen um die Stadt stattgefunden haben, beteiligt war. Im Moment liegt sein stärkstes Interesse im sozialen Zentrum Rog sowie im Aufbau der Plattform www.njetwork.org, die die Kämpfe von Migrant/innen mit Prekarisierten verbinden will.
Langfassung des Beitrags im Magazin prager frühling Nr. 05.




veränderung der welt war gestern

Dilemmata des Feminismus in Kroatien heute

Vesna Kesi&#263;

Im Juli 2009 wurde eine Frau Ministerpräsidentin Kroatiens. Jadranka Kosor hat zwar keinen feministischen Hintergrund, jedoch einiges an feministischer Rhetorik gelernt – ist dies die Erfüllung von EU und UN Auflagen des Gender Mainstreamings? Offensiv ersetzt sie traditionelle (männliche) politische Metapher (des Schlachtfelds, Fußballs und fahrerischen Könnens) mit einer Sprache der Küche – so spricht sie über Kartoffelsalat und Spülmaschinen, wenn sie die wirtschaftliche und politische Krise anspricht 
 
Ministerpräsidentin wurde sie nach dem Rücktritt von Ivo Sanader, dem Erben des verstorbenen Franjo Tudjman, autoritärer Führer der konservativ rechten Kroatischen Demokratische Union (HDZ), die seit 1990 mit kurzer Ausnahme die Regierung stellt. Bezogen auf die Rechte der Frauen war die Politik der HDZ in den neunziger Jahren immer klar nationalistisch und patriarchal. Frauengruppen gelang es jedoch in dieser Zeit eine starke feministische Agenda gegen Krieg, Privatisierung, Nationalismus, soziale Ungerechtigkeit und Diskriminierung zu artikulieren. Frauennetzwerke bildeten Ende der neunziger Jahre in Kroatien die stärksten zivilgesellschaftlichen Netzwerke. Diese prägten durch ihre klare Politik die politische Opposition insgesamt.
 
2000 übernahm eine liberal-zentristische Koalition die Regierung. Gleichstellung wurde zu einem Kernbegriff ihrer Politik. Und tatsächlich, mehrere wichtige Gesetze (zur Gleichstellung, gleichgeschlechtlichen Partnerschaften und zur Bekämpfung der häuslichen Gewalt) wurden erlassen, einige weibliche Abgeordnete erklärten sich zu Feministinnen. Unter dem Einfluss der EU wurde Gender Mainstreaming Grundsatz von Politik, institutionelle Mechanismen zur Gleichstellung wurden auf der Ebene des Parlaments und der Behörden (Bund, Land, Regionen) installiert.
 
Seit der Rückkehr der HDZ zur Macht hat sich hinsichtlich dieser Gesetze, institutioneller Mechanismen und der Rhetorik wenig geändert. Dennoch: Wertet man die bisherige Gleichstellungspolitik aus, zeigt sich, dass Gender-Mainstreaming keine wirkliche Veränderung für Frauen gebracht hat. Frauen sind nach wie vor in öffentlichen Ämtern unterrepräsentiert. Sie werden auf dem Arbeitsmarkt diskriminiert und sie sind von Armut besonders betroffen. Und trotz aller Gesetze und EU-Standards gibt es in Kroatien keine spezifischen Indikatoren, die die geschlechtsspezifische Dimension der jüngsten wirtschaftlichen Krise erforschen lassen.
 
Zudem müssen wir konstatieren, dass Feministinnen und Frauen Bewegungskraft und zivilgesellschaftliche Initiative verloren haben. Seit 2000 haben sich die Frauennetzwerke fragmentiert. Sie sind entweder starr, exklusiv oder übernehmen schlicht soziale Dienstleistungen für den Staat, der heute der Bekämpfung von familiärer Gewalt hohe Bedeutung beimisst. Die neu entstandene feministische Welle der neunziger Jahre gibt es nicht mehr. Wenngleich Feminismus z.B. in akademischen Kreisen weitaus akzeptierter scheint, sind Women’s oder Gender Studies nicht institutionalisiert. Und es gibt keine starke und gut organisierte Frauen-Stimme, die Einspruch erhebt und wirkliche Veränderungen fordert.
 
Eine Ministerpräsidentin verwirrt da noch mehr und evoziert ein bezeichnendes Dilemma des Feminismus der letzten Jahrzehnte: Wollen wir die Welt verändern oder erfüllen wir nur noch das, was als „Gender Mainstreaming“ bekannt geworden ist?
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Hintergrund
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von der &#8222;anderen seite der europäischen moderne&#8221;

Radikale Balkanologie von unten

Andrej Gruba&#269;i&#263;

Vor ca. zehn Jahren – zur Hochzeit der humanitären Abenteuer Europas auf dem Balkan – schrieb der britische Journalist Michael Nicholson: „Die Heftigkeit der Balkanvölker ist zuweilen so primitiv gewesen, dass Anthropologen sie als einen der wildesten und primitiven Stämme der Welt ansahen. Bis zur [letzten] Jahrhundertwende gab es noch Berichte aus dem Balkan von enthaupteten feindlichen Köpfen präsentiert als Trophäen auf Silbergeschirren an Siegesmittagessen..."
  
Der europäische Universalismus
 
Ich komme aus einer guten kommunistischen Balkanfamilie. Dort haben wir – vermutlich gilt dies für meine Mitstammesangehörigen ebenso – solche Delikatessen nie genossen. Um solche Art Äußerung zu klären, müssen wir tief ins historische Gewebe des Balkans eintauchen: ‚Balkanismus’ (balkanity) wurde quasi beim Berliner Kongress von 1878 erfunden und stellt eine Kernidee des europäischen Universalismus dar. Dieser schloss den Balkan als Symbol alles Mysteriösen und Drohenden in der europäischen Kultur, also als die ‚andere Seite’ Europas mit ein. Ein ‚wildes Europa’, bewohnt von anmaßenden Nationen, die unfähig waren und sind, sich selbst zu regieren. Zwar nur einen Schritt von der europäischen Zivilisation entfernt, stellt er einen Raum dar, der im Namen ziviler Missionen und im Namen der Menschenrechte bekehrt werden müsse. Dies ist der Balkan: ein selbst zerstörendes Loch in der Weltgeschichte, ein endloses Reservoir von Gewalt und Negativität, eine chaotische Lücke in der Weltzeit.
  
Ein neuer theoretischer Ansatz
 
In letzter Zeit hat nun eine Gruppe progressiver und radikaler Balkanist/innen (balkanologists) einen ernsthaften theoretischen Versuch unternommen, diesen ‚eurozentristischen Spiegel’, der das Bild des Balkans immer schon und notwendig verdreht, zu korrigieren. In einigen Ansätzen wird das vorherrschende Bild vom Balkan mit Hilfe kritischer postkolonialer Studien als ‚nistender Orientalismus’ (nesting orientalism) dekonstruiert. Andere wiederum, wie Tamara Vukov in ihrer schönen Analyse des ‚Neo-Balkanismus’, lokalisieren den Balkan mehr in der historischen Wirklichkeit des globalen Kapitalismus.
 
Die Geschichte des Balkans ist sicher auch als eine Geschichte diskursiver Gewalt zu lesen, die der ‚europäischen Türkei’ von Seiten Europas mit jener abfälligen Rhetorik zugefügt wurde. Gleichzeitig scheint es mir aber unmöglich, dies außerhalb der globalen hegemonialen Ordnung und seiner Technologien der Macht zu begreifen, in der ‚race’ und Arbeit, Raum und Völker gemäß den Bedürfnissen des Kapitals und des Nutzens für die europäischen Gesellschaften artikuliert werden.
 
Darüber hinaus ist die Unterscheidung von Enrique Dussell von ‚zwei Modernen’ wichtig. Dussel unterscheidet die eurozentristische, provinzielle und regionale Moderne von der Welt orientierten Moderne. Letztere schließt das, was beherrscht, ausgenutzt, und verborgen wurde – also die ‚andere Seite’ – mit ein. Unschuldig ist auch diese Moderne keineswegs. Denn sie müsse das vormals verleugnete „Andere“ (Alterität) bestätigen, um dann erst die verborgene ‚andere Seite' der Moderne, die periphere Kolonialwelt, sehen zu können. Die Alterität und Exterritorialität des Balkans (sowie seiner weißen aber nicht ganz weißen Einwohner/innen) sollten wir uns nicht als rein und unberührt vorstellen. Denn es ist ein Außen (und Innen), das erst durch Differenz im hegemonialen Prozess konstituiert wurde.
 
Um die neuen – und eben auch nicht so neuen – historischen Verflechtungen von ‚balkanen’ und nationalistischen Diskursen zu verstehen, braucht es deswegen auch ein eigenes, neues, emanzipatorisches Forschungsprogramm. Eins, das ein anderes Denken vom Verhältnis zwischen und Grenzziehung von Innen und Außen ermöglicht und das ich eine Balkanologie von unten nennen möchte. Wenn Differenz hinsichtlich alternativer lokaler und regionaler Welten gedacht wird, wenn die erkenntnistheoretische Kraft lokaler Geschichten wie auch einer Theoriebildung, die durch die politischen Praxen subalterner Gruppen hindurch geht, ernst genommen wird, liegt hier ein immens radikales Potenzial.
  
Geschichte des antiautoritären Balkans
 
Radikale Balkanologie sollte allerdings der Geschichtsschreibung von unten folgen, die lange schon den Spuren der vielköpfigen Hydra von Rebell/innen, Revolutionär/innen und verborgenen Geschichten von Volkskämpfen folgt. Die Geschichte des antiautoritären Balkans ist voller Kämpfe von Piraten und Landpiraten, von Ketzern und landwirtschaftlichen Rebell/innen aller Art, von Freiheits- und Guerillakämpfer/innen (hajduks und uskoci). Kämpfe und Geschichten, die von kommunistischen und nationalistischen Historikern gleichermaßen missverstanden wurden.
 
Ein Thema könnte die Geschichte des Balkanföderalismus von unten sein, der auf dem horizontalen Grundsatz, auf einem ‚organischen Commonwealths der Nationen’ beruht, wie dies schon von Markovic and Botev als staatenlose Föderation, als Ergebnis sozialer Revolutionen anstelle zwischenstaatlicher Arrangements und als Konföderation traditioneller südslawischer ländlich-agrarischer Gemeinschaften skizziert wurde. Generell sollten wir uns ein Projekt, das subalterne Kenntnisse und Kämpfe in neuer Weise offen legen will, als ein multi- oder trans-disziplinäres Unterfangen vorstellen. Dies könnte helfen, die Vergangenheit und Zukunft vom „eurozentristischen Spiegel“ zu befreien, der unser Bild notwendigerweise immer verdreht.
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kurven und frauen gehören zusammen

Über Frauen als Fußballfans

Marie Ressel

Die Spielsaison im deutschen Fußball ist eröffnet. Wem die Zeit bis dahin zu lang wurde, der konnte sich zum Beispiel bei einem der beworbenen Männercamps von einer großen deutschen Biermarke darauf einstimmen. Ja richtig, Männercamps. Angepriesen mit Saufen, Grillen und jeder Menge Spaß. Nur für Männer! 
 
Wenn es um Werbung für Fußball geht, setzen die Macher_innen ausschließlich auf ihre männlichen Zuschauer. Die Frau wird als Anhängsel bzw. nicht mit Reizen geizend als Objekt für die Marke Fußball benutzt. Dass es aber in den Stadien immer mehr Frauen gibt, die sich genauso, wenn nicht sogar noch mehr als ihre männlichen Pendants engagieren, bleibt in der öffentlichen Wahrnehmung verschwiegen. Fußball ist nur für Männer! Dass dem nicht so ist, beweist ein Blick in die Fankurven deutscher Fußballstadien und -arenen.
 
Zwar ist der Anteil der Frauen in der gesamten Masse relativ gering. Die Schätzungen gehen von 10-15 Prozent aus.1 Dennoch übernehmen sie gerade in den aktiven Teilen der Fanszene immer mehr Aufgaben und stellen somit einen eminent wichtigen Part. So gibt es beispielsweise bei größeren Ultragruppierungen2 vom FC Bayern München (Schickeria München) und FC Sankt Pauli (Ultra Sankt Pauli) wachsende Frauengruppen. Sie klinken sich in die Organisation von Auswärtsfahrten, Merchandisevertrieb, Choreographievorbereitungen und die Unterstützung der Mannschaft im Allgemeinen und damit in zentrale Aufgabengebiete des Fandaseins ein. Beim SV Babelsberg 03 gibt es mittlerweile sogar eine weibliche Vorsängerin, die die Nordkurve mit ihren Gesängen anpeitscht. Fankurve ohne Frauen – undenkbar!
 
Was reizt Frauen aber ins Stadion zu gehen? Diese Frage habe ich einmal in die Fankurve des Berliner Vereins Tennis Borussia gegeben: „Hier kann ich 90 Minuten brüllen, Emotionen los werden und einfach ich sein. Fußball erlaubt mir, mal nicht den Attitüden, die mir zugeschrieben werden, zu gehorchen. Hier bin ich Fan, egal ob Frau, Mann oder welchen Geschlecht auch immer.“ (Christin, 24 Jahre). Frauen haben sich hier einen Freiraum erobert, wie in vielen anderen Bereichen der Gesellschaft. Aber natürlich ist nicht jede Frau im Stadion aktiver Fußballfan. Neben der, die eben genauso wie alle anderen vom Sport begeistert ist und die Atmosphäre im Stadion genießt, reicht ihre Bestimmung bis ins Extreme: Vom Accessoire des Mannes, den sie bei seinem Hobby begleitet, bis hin zum Groupie, die einem Fußballer, ähnlich eines Popstars, aus der ersten Reihe zujubelt und jede Möglichkeit wahrnimmt, ihrem Idol so nah wie möglich zu sein.
 
Frauen stellen eine Minderheit in der Fanszene dar, das ist Fakt. Aber nicht nur sie. Schwul-lesbische Fangruppierungen formieren sich und haben dem Sexismus und der Homophobie in den Stadien und Arenen dieses Landes den Kampf angesagt. Diskriminierende Sprüche und Gesänge gehören immer noch zum Alltag des Fußballs, wie das runde Leder auf dem Platz. Aber die Masse derer, die sich dagegen wehren und sich Gehör verschaffen, wächst. Selbst der Deutsche Fußballbund (DFB) hat nach langem Drängen einen Antisexismusparagraphen in seine Statuten aufgenommen.
 
Fußball ist alles – auch lesbisch/schwul. Und nicht zu vergessen – weiblich!
  
Anmerkungen
 
1 Prof. A. Pilz: Weibliche Fan-Grupppen im Sport. Zur Rolle von Mädchen und Frauen in der gewaltfaszinierten und gewaltbereiten Hooliganszene. in: Berndt, Voigt, (Red.): Fairplay für Mädchen und Frauen im Sport?, Frankfurt 1995, 44-48.
 
2 Gruppe von Gleichgesinnten, die in extremer Form ihren Verein optisch und akustisch 90 Minuten lang unterstützt.
  
Autorinneninfo
 
Marie Ressel ist 28 Jahr alt und großer Fan vom SV Babelsberg 03. Seit Jahren supportet sie ihr Team bei Heim- und Auswärtsspielen.



familie = vater, mutter, kind

Homophobie im Alltag

Vered Berman

Am 5. August 2009 wollten wir – eine Gruppe von vier Frauen und vier Kindern im Berliner Volkspark Wilmersdorf Minigolf spielen. Das Wetter war schön, die Kinder gut drauf, alle haben sich auf den kleinen Ausflug gefreut. Am Minigolfplatz angekommen erklärte ich mich bereit, die Karten zu besorgen. Da auf der Preistafel groß für eine Familienkarte – 2 Erwachsene und 2 Kinder – geworben wurde, bat ich um zwei Familienkarten. Die Verkäuferin verweigerte mir jedoch die Karten. Schließlich handele es sich bei unserer Gruppe offensichtlich um keine Familie, da keine Männer dabei seien. Ich dachte, ich höre nicht richtig – in Berlin im Jahr 2009 sind Männer notwendig, um als Familie anerkannt zu werden? Empört habe ich genau dies nachgefragt. Die Verkäuferin, die offensichtlich unter den Eindruck stand, sie hätte das Recht meine Familie zu definieren, erklärte genervt, dass eine Familie aus Vater, Mutter und Kindern bestehen würde, wir könnten für ein Gruppenticket zahlen oder gehen. Vor Wut kochend haben wir den Platz verlassen. Die Kinder wissen ganz genau, dass sie zu einer Familie gehören, aber eine kleine Verkäuferin hat die Macht das Existenzrecht ihrer Familie in Frage zu stellen. 
Ich komme nicht aus Berlin. In Jerusalem, wo ich herkomme, hätte ich mich nie getraut mit meiner Freundin Hand in Hand die Straße entlang zu gehen, schon gar nicht zu küssen. Da wird der Christopher Street Day (CSD), der seit sieben Jahren auch in Jerusalem gefeiert wird, regelmäßig angegriffen. Angriffe, die mit Beleidigungen anfangen, über Beschmeißen der DemonstrantInnen mit Müll, bis hin zu dem Vorfall im Juni 2005, bei dem ein Religiöser drei Demonstranten mit einen Messer angriff. Mit neunzehn in Berlin angekommen dachte ich, ich wohne in einem Paradies, als ich zwei Frauen in der U-Bahn knutschen gesehen habe. Wie frei muss man sein, um sich so was zu trauen! Keiner hat komisch geguckt, kein fieser Kommentar wurde rausgehauen. Aber eine Realität ohne tagtägliche homophobe Vorfälle ist auch in Berlin nicht in Sicht. In Berlin werden Schwulen und Lesben nicht selten angegriffen. In Marzahn wurden im November letzten Jahres zwei Lesben brutal überfallen. Und im Juni des gleichen Jahres wurden in Kreuzberg acht TeilnehmerInnen des Dragfestivals im SO36 zusammengeschlagen. Im Januar wurde ein junger schwuler Mann in Schöneberg angegriffen. Homophobe Angriffe scheinen im letzten Jahr eher zugenommen zu haben. Auch in Kiezen wie Kreuzberg und Schöneberg sind Schwulen und Lesben nicht vor Homophobie und homophoben Angriffen geschützt. Ladenbetreiber können ihre Position ausnutzen um zu diskriminieren – wie beispielsweise beim Minigolfplatz oder der Eisdiele am Nollendorfplatz, wo ein schwules Pärchen im April aufgefordert wurde, den Laden zu verlassen, nachdem sie sich geküsst haben.
 
In Berlin im Jahr 2009 ist es wohl manchmal noch so, dass Männer notwendig sind, um als Familie anerkannt zu werden. „Paar“ bedeutet Mann und Frau und „Familie“ Vater, Mutter, Kind. Wer das nicht bekämpft, wer nicht bei einen solchen Vorfall aufschreit, der akzeptiert es.
  
Autorin:
 
Vered Berman wurde in Jerusalem geboren und lebt seit 2003 in Berlin. Sie steht auf Minigolf und auf Frauen.




Welcher Feminismus-Typ bist Du?

Der große prager-frühling-Test



1. Hauptursache der Frauenunterdrückung ist...
a) die kapitalistische Arbeitsteilung, die untrennbar mit dem Patriarchat verbunden ist.
b) der ganze patriarchale Diskurs, der „Männlein“ und „Weiblein“ seit Jahrhunderten kategorisiert und dabei die Frauen unterordnet.
c) Welche Frauenunterdrückung? Frauen können doch genauso wie Männer am gesellschaftlichen Leben teilhaben.
 
2. Was hältst du von Ansätzen, die „Geschlechterfrage“ vor allem als „Frauenförderung“ zu begreifen und das Hauptaugenmerk auf die Repräsentation und Aufstiegsmöglichkeiten von Frauen zu legen?
a) Das ist Mumpitz und ideologische Verblendung. Solange es die kapitalistische Arbeitsteilung gibt, solange wird es das Patriarchat geben. Sonst: No way! Im Übrigen sind englische oder modernere Ausdrücke meist ein Ausdruck von neoliberaler Ideologie.
b) Viel zu unkritisch. Da wird doch davon ausgegangen, dass die Identitäten von Frauen und Männern feststehen. Was ist eigentlich mit Transsexuellen? Die werden da voll untergebuttert.
c) Solange mir die Frauenbeauftragte oder meine Ex-Frau nicht in die Quere kommt: Alles kein Problem. Ich finde auch gut, dass es mehr „weiche“ Kompetenzen wie Kommunikationsfähigkeit und Einfühlungsvermögen bei uns gibt.
 
3. Der Pop-Feminismus von Lady Bitch Ray, die mit Sex und Vagina-Style-Hip-Hop schockt ...
a) ist problematisch, weil er so tut, als wäre die Sexualität so wichtig. Dabei sind es doch die Arbeit und die Verteilung des Mehrprodukts, die Frauen in Unmündigkeit halten.
b) ist problematisch, weil es immer nur um weibliche und männliche Geschlechtsteile geht. Homo-Erotik gibt’s da nicht.
c) Igitt! Die kommt bei mir nicht ins Haus. Ich bin doch für den Mindestlohn und nicht für eine Kulturrevolution.
 
4. Feministische Fortschritte sind zu erreichen …
a) durch die sozialistische Umwälzung der Arbeits- und Produktionsverhältnisse. Mein Feminismus? Eine Art „Sozialismus Plus“, Vergesellschaftung der Produktionsmittel Aufhebung der Frauenunterdrückung.
b) indem die Binarität der Zuschreibung von „Mann-Sein“ und „Frau-Sein“ gestört wird. Mein Feminismus? Eine Art „Kommunikationsguerilla“.
c) Frauen haben doch schon viel erreicht! Wir konzentrieren uns jetzt mal auf den Mindestlohn. Der hilft gerade den Frauen.
 
5. Wer sind deine Vorbilder?
a) Rosa Luxemburg, August Bebel
b) Judith Butler, Tila Tequilla
c) Michael Sommer, Andrea Nahles
 
6. Was ist die geeignete Art, den 8. März zu begehen?
a) Nelken vor Werkstoren verteilen.
b) Frauentag, Männertag – alles Brühe!
c) Heute koch’ ich mal den Kaffee.
d) Den Film „Volver“ ansehen und sich anschließend im prager frühling über den erneuerten Feminismus schlau machen.*
 
Vor allem a: Marxistischer Feminismus
Schon klar: Nur wenn die Produktionsverhältnisse über den Haufen geworfen werden und es endlich Sozialismus gibt, kann die Frauenbefreiung stattfinden. Deshalb bist du skeptisch gegenüber Feminismen, die davon ausgehen, dass „Geschlecht“ diskursiv und kulturell konstruiert wird. Spielerisches und Poppiges ist dir fremd. Aber ist nicht eine ganze Reihe an Unterdrückungsmechanismen nur so erklärbar? Und ist nicht auch ein Kapitalismus ohne Patriarchat vorstellbar oder eine Vergesellschaftung der Produktionsmittel ohne befreiende Effekte für die Ordnung der Geschlechter?
 
Vor allem b: Queerer Feminismus
Alles diskursiv konstruiert! Deshalb setzt du auf Kommunikationsguerilla und Schock-Strategien. Feministische Reformpolitik ist nicht so deins, weil man sich da ja darauf einlassen müsste, dass es Leute gibt, die nicht die Ratgeber zu „QueerTheory“ auswendig aufsagen können. Wie sollen Frauen denn um ihre Rechte kämpfen, wenn ihnen nicht mal ein Mindestmaß an gemeinsamer „Wir-Identität“ zugestanden wird und sich alles verflüssigt? Und die patriarchale Arbeitsverteilung? Wie soll denn die Geschlechterordnung angegriffen werden, wenn nur noch im Feuilleton munter de- und rekonstruiert wird?
 
Vor allem c: Pseudo-Feminismus
Hand aufs Herz: Eigentlich ist dir der Feminismus egal. Du fügst dich ein bisschen dem kulturellen Druck, aber so richtig kannst du nicht sehen, wo Frauen heute, in unserer modernen Gesellschaft unterdrückt werden. Und du findest die Geschlechterordnung auch gut, wie sie ist. Vielleicht noch ein bisschen mehr Frauen, damit es ein bisschen sanfter und kommunikativer wird, sonst ist aber alles okay. Und mit dem Mindestlohn oder einer Ganztagsschule wird ja auch den Frauen geholfen. Ob das was daran ändert, dass in den Vorstandsetagen nur Männer sitzen und man als Frau gerne mal vom Lebensgefährten eine auf’s Maul bekommt?

* In der Ausgabe 2 des prager frühlings gab es eine Debatte um den Alphamädchen-Feminismus. Im Zuge dieser Debatte hat sich die Redaktion für einen erneuerten Feminismus ausgesprochen, der einerseits an der Erkenntnis anknüpft, dass Geschlechterverhältnisse immer Produktionsverhältnisse sind und andererseits dekonstruktivistische Ansätze auch ihre Berechtigung haben. Der Feminismus, den wir meinen, kombiniert nicht nur verschiedene theoretische Ansätze, sondern setzt gleichfalls auf moderne, popkulturelle Impulse. Er ermuntert Frauen, in einem solidarischen Miteinander die Fesseln der Bescheidenheit abzulegen.



bewegt euch!

In neuen Büchern rennen Gorz und Negri der Linken mal wieder voran

Robert Zion

Dass, so André Gorz, „die Scheiße, in der wir heute stecken“, mit Demokratie nur noch sehr entfernt etwas zu tun hat, ist für beide großen alten Männer der europäischen Linken in ihren aktuellen Veröffentlichungen ausgemacht. Und wer Toni Negri schon einmal live erleben konnte, kann sich gut vorstellen, wie es geklungen hat, als es im Interview aus ihm herausbrach: „... doch dafür braucht es Demokratie, Demokratie, Demokratie.“ Auch Gorz erinnert in seinem Vermächtnis eindringlich daran, was politische Ökologie in ihrem Kern bedeutet: „Es ist dies nichts anderes als das Problem der Demokratie.“
Obwohl beide aus höchst unterschiedlichen politischen Zusammenhängen stammen, kommen sie in ihren Gesellschaftsanalysen und daran anschließenden Forderungen zu nahezu identischen Ergebnissen: Negri, der Bewegungslinke aus der „potere operaio“ und der „autonomia“ Italiens der 60er und 70er Jahre und vom Staat verurteilter „Verführer der Jugend“; und Gorz, Sartre-Schüler, „einer der einflussreichsten Sozialtheoretiker der europäischen Linken“ (Peter Glotz) sowie einer der Väter der politischen Ökologie.
Zum fordistischen Wohlfahrtsstaat keynesianischer Provenienz gibt es kein Zurück mehr, da das System selbst eine innere und äußere Schranke erreicht hat. Das zusammenfallende Waren- und Kapitalverhältnis verlangt einen Exodus aus der Arbeitsgesellschaft und eine Gemeinwesenökonomie. Sowohl in Negris Interview-Band als auch in Gorz’ Interview- und Aufsatzsammlung wird dabei vor allem eine Idee in das Zentrum aktueller links-emanzipatorischer Politik gerückt: „Allein schon die Idee eines Existenzeinkommens zeugt von einem Bruch“, betont Gorz. Während Negri hierin sogar schon das Zentrum künftiger sozialer Kämpfe sieht: „Der Kampf um das bedingungslose Einkommen, ist, denke ich, geeignet, zu einem wirklich grundlegenden Konflikt in Europa und in den USA zu werden. Er bietet das Terrain, auf dem sich die ‚Klasse’, die Multitude der Produzentinnen und Produzenten insgesamt bewegen kann.“
In Zeiten, in denen der Interbankenverkehr endgültig tot, die ökologische Grenze erreicht, die weltweite Zerstörung gesellschaftlicher Reproduktionsgrundlagen evident und mit der jüngsten Finanzblase die bisher größte „Beatmungsmaschine des sterbenden Kapitalverhältnisses“ (Robert Kurz) geplatzt ist, braucht es für die wie paralysiert wirkende parteipolitische Linke dann offensichtlich doch noch solcher Weckrufe von ihren philosophischen Vordenkern. „Der Weg aus dem Kapitalismus wird also auf jeden Fall stattfinden, ob auf zivilisierte oder barbarische Weise“, stellt Gorz lapidar fest.
Und dennoch: „Nie habe ich derart gleichgültige Menschen und derart triste Leidenschaften erlebt wie unter der derzeitigen Führung der italienischen Linken, so Negri. „Es sind Bürokraten, Sachbearbeiter, sie sind intellektuell erschöpft.“ So ist es. Also, bewegt Euch! Ludger Volmer, ehemals Parteisprecher der deutschen Grünen, empfahl nach dem jüngsten Desaster der italienischen Gesamtlinken den dortigen Grünen, wieder Toni Negri zu lesen. Gorz’ „Auswege aus dem Kapitalismus“ hätte er gleich mit empfehlen können, nicht nur den Grünen und nicht nur denen in Italien, sondern dem gesamten technokratisierten Funktionärskader der parteipolitischen Linken Europas.
 
Info:
Antonio Negri/Raf Valvola Scelsi: Goodbye, Mr. Socialism. Das Ungeheuer und die globale Linke, Berlin: Tiamat, 2009.
André Gorz: Auswege aus dem Kapitalismus. Beiträge zur politischen Ökologie, Zürich: Rotpunktverlag, 2009.



In und Out



Redaktion

 In: Von der Deutschlandfahne den Senf abschneiden, so viel Anarchie muss sein.
 
Out: Faschingsbemalung in schwarz-rot-gold
  
In: Resteparties mit Wahlkampfmaterial
 
Out: Wahlkampf-give-aways in staubigen Geschäftsstellen horten
  
In: Im Herbsturlaub Simone de Beauvoir lesen, beste Vorbereitung für die anstehende Parteiprogrammdebatte
 
Out: Freiwillig auf Urlaub verzichten. Die ArbeiterInnenbewegung hat hart um dieses Recht gekämpft.
  
In: NPD aus den Landtagen rauswählen. In Sachsen hat es fast geklappt. In MeckPom sollte es nun klappen.
 
Out: Offensichtlich ist es noch nicht bei allen angekommen: Kumpelei mit Nazis.
  
In: Jetzt buchen: Fahrt zu den Protesten anlässlich des Klimagipfels in Kopenhagen im Dezember
 
Out: Immer noch die Ursachen des Klimawandels bestreiten: It’s CO2, stupid!
  
In: Die Nachfolgefrage an der Spitze der LINKEN per Urabstimmung entscheiden
 
Out: Sich im Personalkarussell schwindelig drehen: Wer nicht über die Neuaufstellung der Partei reden will, sollte zur Personalfrage schweigen.



Replik auf Andreas Fischer-Lescano



Fabio De Masi
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Andreas Fischer-Lescano hat Unrecht. In seinem Beitrag fr den prager frhling 05 (Oktober 2009) hier ist die rose, hier tanze unterstellt er der LINKEN, sie fhre ein nationales Abwehrgefecht gegen den Vertrag von Lissabon Der Jubel ber das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Vertrag von Lissabon sei unangebracht. Die Besttigung des Parlamentsvorbehalts bei Militreinstzen etwa, verhindere noch keinen vlkerrechtswidrigen Krieg. Der Beitrag ist angesichts der Qualitten von Andreas Fischer-Lescano enttuschend.
1. DIE LINKE. fhrt keine nationalen Abwehrgefechte sondern sie sorgt sich um die Substanz parlamentarischer Kontrolle. Die Defizite des Urteils wurden dabei nicht bersehen, etwa in der Wirtschafts-und Sozialpolitik. Dies war ausdrcklich Bestandteil der Klageschrift der LINKEN. Das Urteil hat die von der LINKEN vorgebrachten Einwnde, etwa die vom Europischen Gerichtshof praktizierte und grundgesetzwidrige Abwgung von Grundfreiheiten des Binnenmarktes und Menschenrechten jedoch abgewiesen. Andreas Fischer-Lescano wei als Jurist das eine Klage gegen den Vertrag von Lissabon schon aus formalen Grnden bei der parlamentarischen Kontrolle der Europapolitik ansetzen musste. Jedoch verschweigt Fischer-Lescano unsere zentrale Botschaft, wie sie etwa in der Forderung nach Volksabstimmungen bei wesentlichen EU-Vertragsnderungen auch durch den ehemaligen Bundesrichter und linken Abgeordneten Neskovic formuliert wurde: Mehr Demokratie in Europa wagen!
2. Das der Parlamentsvorbehalt bei Kriegseinstzen keine Kriegseinstze verhindert ist banal. Die parlamentarische Kontrolle von Kriegseinstzen gering zu schtzen, ist aber fahrlssig. Sie zeigt von einem technokratischem oder wahlweise elitrem Verstndnis einer parlamentarischen Demokratie. Das Parlament soll nicht nicht nur ber Militreinstze entscheiden, um Regierungsgewalt einzuhegen, sondern um eine kritische ffentlichkeit zu ermglichen. Man stelle sich vor die Friedensbewegung msste jedes mal eine Zugfahrkarte nach Brssel lsen, um den Abzug der Bundeswehr oder eines Tages der EU-Battle Groups aus Afghanistan einzufordern. Das wre gut fr die belgische Eisenbahn, aber schlecht fr Afghanistan.
3. ber die fehlende europische ffentlichkeit verliert Fischer-Lescano kein Wort. Die wohlgemerkt europischen Proteste gegen die Dienstleistungsrichtlinie etwa waren Ergebnis einer kritischen ffentlichkeit in den betroffenen Mitgliedstaaten. Die Dienstleistungsrichtlinie wurde nicht durch das Europische Parlament sondern den Bundestag skandalisiert. Europas Arbeitnehmer sind nicht alle Erasmusstudenten, die in Fisher-Lescano's Seminaren sitzen. 
4. Martin Hppner von der Max-Planck-Gesellschaft weist in einem Beitrag fr das Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Institut (WSI) der Hans-Bckler-Stiftung nach, dass selbst die Forderung der LINKEN nach einer sozialen Fortschrittsklausel vermutlich wirkungslos wre. Die Klausel soll arbeitnehmerfeindliche Urteile des Europischen Gerichtshofes (EuGH) wie in den Fllen Laval, Viking, Rffert verhindern. Er verweist darauf dass der EuGH nicht ohne Grund europische Grundrechte geschaffen hat. Nur dadurch kann der EuGH den Vorbehalt nationaler Verfassungsgerichte, EU-Rechtsakte auf Vereinbarkeit mit den Grundrechten zu berprfen, umgehen und gleichzeitig einen faktischen Vorrang der Binnenmarktfreiheiten vor den Grundrechten etablieren. Die Grundrechtecharta wird in ihrer Geltung in den Schlussbestimmungen des Art. 52 kastriert, auch sie gilt nur in den Grenzen der Freiheiten des Binnenmarktes. Die Forderung nach einer nationalen verfassungsgerichtlichen Kontrolle von EU-Rechtsakten hat daher nichts mit nationaler Romantik zu tun, sondern folgt der Notwendigkeit europisches Richterecht einzuhegen. Die EU hat im Bereich des Verbraucherschutzes oder der Antidiskriminierung auch fortschrittliche Anstze. Dies folgt der Logik der Harmonisierung des Binnenmarktes. Das eine nationale verfassungsgerichtliche Kontrolle daher im Einzelfall auch zu Konflikten mit arbeitnehmerfreundlicher Rechtsprechung fhren kann ist richtig. Doch auch auf nationaler Ebene brgt ein Gerichtsverfahren nicht dafr, dass es immer zu Gunsten eines Arbeitnehmers ausgeht. In jedem Fall gilt aber: Zwischen dem Schwachen und dem Starken ist es die Freiheit, die unterdrckt, und das Gesetz, das befreit (Rousseau) 
5. Der Wissenschaftliche Dienst des Bundestages kommt in einem Gutachten zum Spannungsverhltnis zwischen EU-Recht und der Re-Regulierung der Finanzmrkte gar zu dem Schluss, dass die Einfhrung der in einigen Mitgliedstaaten noch geltenden Brsenumsatz-, einer Devisenumsatz- (Tobin Tax) sowie einer Finanztransaktionssteuer in Konflikt mit der Kapitalverkehrsfreiheit des Art. 63 AEUV gert. Daran wrden auch wechselnde politische Mehrheiten nichts ndern, denn der harte Kern der europischen Integration sind Vertrge. Um die Vertrge der EU zu ndern bedarf es einer Ratifikation von 27 Mitgliedstaaten. Mit anderen Worten ein neoliberales Dorf in Europa gengt, um ein besseres Europa zu verhindern.
6. DIE LINKE. hat Vorschlge wie eine gouvernance conomique, europische koordinierte Konjunkturprogramme und die soziale Fortschrittsklausel in die Diskussion gebracht. Der Widerstand gegen Lohndumping durch die verschrften Zumutbarkeitsregelungen von Hartz IV (Das europafeindlichste Gesetz  Oskar Lafontaine) ist einer der edelsten Dienste an der europischen Integration, denn Deutschland gefhrdet mit seinen chronischen Exportberschssen die europische Whrungsunion. Wer all dies anti-europisch nennt ist blind und verkennt in intellektueller Selbstverliebtheit das Ausma der Entfremdung der breiten Bevlkerung vom Europa der Eliten. Die Entfremdung von den Eliten ist keine Petitesse sondern eine der wichtigsten Lehren aus dem Realsozialismus.
Fr DIE LINKE. muss gelten weder tumbe Treueschwre auf die Nation noch auf die EU. Wir bleiben nur einer Sache treu, Politik im Interesse der Mehrheit von 490 Millionen Menschen in der EU (und Jener die an ihren Auengrenzen tglich sterben).
Idou Rhodos, idou kai to pdma (Das was ist zu begreifen, ist die Aufgabe der Philosophie)!
 

Zum Autor:
Fabio De Masi ist Volkswirt und Master in Internationalen Beziehungen. Er ist wissenschaftl. Mitarbeiter des Bundestagsabgeordneten Alexander Ulrich und schreibt in seiner persnlichen Eigenschaft.
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